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Entwurf Beschlüsse des Ausschusses  
für Inneres und Sport 

Fünftes Gesetz zur Änderung 
des Sächsischen Personalvertre-

tungsgesetzes*) 

Fünftes Gesetz zur Änderung 
des Sächsischen Personalvertre-

tungsgesetzes*) 

Vom … Vom … 

Der Sächsische Landtag hat am … das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Der Sächsische Landtag hat am … das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 Artikel 1 

Änderung des Sächsischen 
Personalvertretungsgesetzes 

Änderung des Sächsischen 
Personalvertretungsgesetzes 

Das Sächsische Personalvertretungs-
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. August 2018 (SächsGVBl. S. 570), 
das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 5 des Ge-
setzes vom 6. Juli 2023 (Sächs-
GVBl. S. 467) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

Das Sächsische Personalvertretungs-
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. August 2018 (SächsGVBl. S. 570), 
das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 5 des Ge-
setzes vom 6. Juli 2023 (Sächs-
GVBl. S. 467) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert:

1. u n v e r ä n d e r t

a) Die Angabe zu § 7 wird wie folgt
gefasst:

„§ 7 Dienststellenleitung“. 

b) Die Angabe zu § 9 wird wie folgt
gefasst:

„§ 9 Datenschutz“. 

c) Vor der Angabe zu § 12 wird fol-
gende Angabe eingefügt:

*) Dieses Gesetz dient auch der Umsetzung der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-
schutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 314 vom 22.11.2016, S. 72, L 127 vom 
23.5.2018, S. 2, L 74 vom 4.3.2021, S. 35). 
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„Abschnitt 1 

Wahl, Zusammensetzung und Amtszeit 

der Personalvertretung“. 

d) Die Angabe zu § 22 wird wie folgt
gefasst:

„§ 22 Bestellung des Wahlvorstands durch 
die Dienststellenleitung“. 

e) Die Angabe zur Überschrift des
Teils 3 wird durch folgende Angabe
ersetzt:

„Abschnitt 2 

Geschäftsführung“. 

f) Die Angabe zur Überschrift des
Teils 4 wird durch folgende Angabe
ersetzt:

„Abschnitt 3 

Rechtsstellung“. 

g) Die Angabe zur Überschrift des
Teils 5 wird durch folgende Angabe
ersetzt:

„Teil 3 

Personalversammlung“. 

h) Die Angabe zur Überschrift des
Teils 6 wird durch folgende Angabe
ersetzt:

„Teil 4 

Stufenvertretung und Gesamtpersonal-

rat“. 

i) Die Angabe zur Überschrift des
Teils 7 wird durch folgende Angabe
ersetzt:
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„Teil 5 

Besondere Vertretungen“. 

j) Vor der Angabe zu § 58 wird fol-
gende Angabe eingefügt:

„Abschnitt 1 

Jugend- und Auszubildendenvertretun-

gen“. 

k) Die Angabe zu § 58 wird wie folgt
gefasst:

„§ 58 Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen“. 

l) Vor der Angabe zu § 67 wird fol-
gende Angabe eingefügt:

„Abschnitt 2 

Sonstige besondere Vertretungen“. 

m) Die Angabe zu § 70 wird wie folgt
gefasst:

„§ 70 (weggefallen)“. 

n) Die Angabe zur Überschrift des
Teils 8 wird durch folgende Angabe
ersetzt:

„Teil 6 

Beteiligung der Personalvertretungen“. 

o) Die Angabe zur Überschrift des
Teils 9 wird durch folgende Angabe
ersetzt:

„Teil 7 

Gerichtliche Entscheidung“. 

p) Die Angabe zur Überschrift des
Teils 10 wird durch folgende An-
gabe ersetzt:
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„Teil 8 

Verschlusssachen und Verfassungs-

schutz“. 

q) Die Angabe zur Überschrift des
Teils 11 wird durch folgende An-
gabe ersetzt:

„Teil 9 

Übergangs- und Schlussvorschriften“. 

r) Die Angabe zu § 93 wird wie folgt
gefasst:

„§ 93 Übergangsvorschrift“. 

2. In § 2 Absatz 1 wird das Wort „vertrau-
ensvoll“ durch die Wörter „partner-
schaftlich, vertrauensvoll, kooperation-
sorientiert, respektvoll, offen“ ersetzt.

2. u n v e r ä n d e r t

3. § 4 wird wie folgt geändert: 3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) u n v e r ä n d e r t

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Beamten und Arbeitnehmer“ 
durch die Wörter „Beamtinnen 
und Beamten sowie die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitneh-
mer“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden das Wort 
„Beschäftigter“ durch die Wör-
ter „Beschäftigte oder Be-
schäftigter“ und das Wort 
„sein“ durch die Wörter „ihr o-
der sein“ ersetzt. 

cc) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 14 Absatz 1, 2 Satz 1 und 2 
sowie Absatz 3 des Arbeitneh-
merüberlassungsgesetzes gilt 
für Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmer entspre-
chend.“ 

dd) In Satz 4 werden die Wörter
„Richter und Staatsanwälte“
durch die Wörter „Richterinnen
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und Richter sowie Staatsan-
wältinnen und Staatsanwälte“ 
ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) u n v e r ä n d e r t

aa) In Satz 1 wird das Wort „Be-
amter“ durch die Wörter „Be-
amtin oder Beamter“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Be-
amten“ durch die Wörter „Be-
amtinnen und Beamten“ er-
setzt. 

c) In Absatz 3 wird jeweils das Wort
„Arbeitnehmer“ durch die Wörter
„Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer“ ersetzt.

c) u n v e r ä n d e r t

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: d) entfällt

„(4) Als Beschäftigte im Sinne 
dieses Gesetzes gelten auch stu-
dentische, wissenschaftliche und 
künstlerische Hilfskräfte nach § 58 
Absatz 3 des Sächsischen Hoch-
schulgesetzes vom 31. Mai 2023 
(SächsGVBl. S. 329), das durch 
Artikel 8 Absatz 9 des Gesetzes 
vom 6. Juli 2023 (Sächs-
GVBl. S. 467) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, 
sowie studentische Hilfskräfte nach 
§ 16
Absatz 1 Satz 3 des Sächsischen
Berufsakademiegesetzes vom
9. Juni 2017 (SächsGVBl. S. 306),
das zuletzt durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 31. Mai 2023 (Sächs-
GVBl. S. 329) geändert worden ist,
in der jeweils geltenden Fassung.“

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: e) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden dem 
Wort „Ehrenbeamte“ die Wör-
ter „Ehrenbeamtinnen und“ vo-
rangestellt. 

aa) u n v e r ä n d e r t

bb) Die Nummern 4 und 5 werden 
wie folgt gefasst: 

bb) Nummer 4 wird wie folgt ge-
fasst: 

6



Entwurf Beschlüsse des Ausschusses  
für Inneres und Sport 

„4. Professorinnen, Profes-
soren, Juniorprofessorin-
nen, Juniorprofessoren, 
Lehrbeauftragte, Gast-
professorinnen, Gastpro-
fessoren, Honorarprofes-
sorinnen und Honorar-
professoren an Hoch-
schulen, 

„4. Professorinnen, Profes-
soren, Juniorprofessorin-
nen, Juniorprofessoren, 
Lehrbeauftragte, Gast-
professorinnen, Gastpro-
fessoren, Honorarprofes-
sorinnen und Honorar-
professoren an Hoch-
schulen,“. 

5. nebenberuflich tätige 
Lehrbeauftragte gemäß 
§ 16 Absatz 1 Satz 1 des
Sächsischen Berufsaka-
demiegesetzes,“.

5. entfällt

4. § 5 wird wie folgt geändert: 4. u n v e r ä n d e r t

a) In Satz 1 werden die Wörter „Be-
amten und Arbeitnehmer“ durch die
Wörter
„Beamtinnen und Beamten sowie
die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer“
ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Wörter „Rich-
ter und Staatsanwälte“ durch die
Wörter „Richterinnen und Richter
sowie Staatsanwältinnen und
Staatsanwälte“ und das Wort „Be-
amten“ durch die Wörter „Beamtin-
nen und Beamten“ ersetzt.

5. § 6 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 5. u n v e r ä n d e r t

a) In Satz 1 Satzteil vor Nummer 1
wird das Wort „selbständige“ durch
das Wort „selbstständige“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Wörter „ihr
Leiter“ durch die Wörter „ihre Leite-
rin oder ihr Leiter“ ersetzt.

6. § 7 wird wie folgt geändert: 6. u n v e r ä n d e r t

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst:
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„§ 7 

Dienststellenleitung“.

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Für die Dienststelle han-
delt ihre Leiterin oder ihr Leiter 
(Dienststellenleitung). Die Dienst-
stellenleitung kann sich von ihrer 
ständigen Vertreterin oder ihrem 
ständigen Vertreter oder einer oder 
einem Beschäftigten mit Entschei-
dungsbefugnis in der Sache vertre-
ten lassen.“ 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„ständiger Vertreter“ durch die 
Wörter „ständige Vertreterin o-
der ständiger Vertreter“ er-
setzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„ Das Kollegialorgan kann 
auch eine Beschäftigte oder ei-
nen Beschäftigten mit Ent-
scheidungsbefugnis in der Sa-
che mit der Vertretung beauf-
tragen.“ 

7. Dem § 8 wird folgender Satz angefügt: 7. u n v e r ä n d e r t

„Liegt keine aktuelle dienstliche Beurtei-
lung vor, ist für freigestellte Personal-
ratsmitglieder die letzte regelmäßige 
dienstliche Beurteilung unter Berück-
sichtigung der Entwicklung vergleichba-
rer Beschäftigter fiktiv fortzuschreiben.“ 

8. § 9 wird wie folgt gefasst: 8. § 9 wird wie folgt gefasst:

„§ 9 „§ 9 

Datenschutz Datenschutz

(1) Soweit Personal-, Stufen- und
besondere Vertretungen sowie Ge-

(1) u n v e r ä n d e r t
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samtpersonalräte (Gremien) personen-
bezogene Daten verarbeiten, ist die 
Dienststelle der für die Verarbeitung 
Verantwortliche im Sinne der daten-
schutzrechtlichen Vorschriften. Dienst-
stelle und Gremien nach Satz 1 unter-
stützen sich gegenseitig bei der Einhal-
tung der datenschutzrechtlichen Vor-
schriften. 

(2) Unterlagen und elektronische
Dokumente der Gremien nach Absatz 1 
Satz 1, die personenbezogene Daten 
enthalten, sind von diesen vor unbefug-
ter Einsichtnahme zu schützen. Die 
Dienststelle hat geeignete Sicherungs-
einrichtungen zur Verfügung zu stellen. 
Soweit der Dienststellenleitung, Mitglie-
dern der Jugend- und Auszubildenden-
vertretung, der Schwerbehindertenver-
tretung, der oder dem Gleichstellungs-
beauftragten oder Beauftragten der Ge-
werkschaften nach § 42 Absatz 2 Teile 
einer Verhandlungsniederschrift zuge-
leitet wurden, gilt Satz 1 entsprechend. 

(2) u n v e r ä n d e r t

(3) Die Gremien nach Absatz 1
Satz 1 können Unterlagen und elektro-
nische Dokumente verarbeiten, die die 
Dienststelle aus Anlass eines Beteili-
gungsverfahrens (§ 73 Absatz 2 sowie 
§§ 77, 80 und 81) oder im Rahmen der
vertrauensvollen Zusammenarbeit (§ 2
Absatz 1) zur Verfügung gestellt hat
und die personenbezogene Daten ent-
halten, soweit dies zur Wahrnehmung
ihrer Aufgaben und Befugnisse nach
diesem Gesetz erforderlich ist. Die Un-
terlagen und elektronischen Doku-
mente sind zurückzugeben oder zu lö-
schen, wenn das Beteiligungsverfahren
abgeschlossen ist oder sie zur Wahr-
nehmung der Aufgaben und Befugnisse
nach diesem Gesetz nicht mehr benö-
tigt werden.

(3) Die Gremien nach Absatz 1
Satz 1 können Unterlagen und elektro-
nische Dokumente verarbeiten, die die 
Dienststelle aus Anlass eines Beteili-
gungsverfahrens (§ 73 Absatz 2 sowie 
§§ 77, 80 und 81) oder im Rahmen der
vertrauensvollen Zusammenarbeit (§ 2
Absatz 1) zur Verfügung gestellt hat
und die personenbezogene Daten ent-
halten, soweit dies zur Wahrnehmung
ihrer Aufgaben und Befugnisse nach
diesem Gesetz erforderlich ist. Das
Grundrecht auf informationelle
Selbstbestimmung nach Artikel 33
der Verfassung des Freistaates
Sachsen wird insoweit einge-
schränkt. Die Unterlagen und elektro-
nischen Dokumente sind zurückzuge-
ben oder zu löschen, wenn das Beteili-
gungsverfahren abgeschlossen ist oder
sie zur Wahrnehmung der Aufgaben
und Befugnisse nach diesem Gesetz
nicht mehr benötigt werden.
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(4) Personalakten dürfen nur mit
Einwilligung der oder des Beschäftigten 
und nur von den von ihr oder ihm be-
stimmten Mitgliedern der Personalver-
tretung eingesehen werden. Soweit der 
Personalrat oder ein Ausschuss des 
Personalrats Sachverständige zu sei-
nen Sitzungen hinzuzieht (§ 41 Ab-
satz 3) oder die Einigungsstelle die Ein-
holung einer Stellungnahme einer sach-
verständigen Person beschlossen hat 
(§ 85 Absatz 2 Satz 4), hat der Perso-
nalrat oder bei Hinzuziehung durch ei-
nen Ausschuss dieser
sicherzustellen, dass personenbezo-
gene Daten nur mitgeteilt oder erörtert
werden, wenn die Betroffenen einwilli-
gen oder die Daten offenkundig sind.“

(4) u n v e r ä n d e r t

9. In § 10 Absatz 1 Satz 2 werden die
Wörter „§ 73 Absatz 2 Satz 4“ durch die
Wörter „§ 9 Absatz 4 Satz 1“ ersetzt.

9. u n v e r ä n d e r t

10. Der Wortlaut von § 11 wird wie folgt ge-
fasst:

10. u n v e r ä n d e r t

„Erleidet eine Beamtin oder ein Be-
amter anlässlich der Wahrnehmung von 
Rechten oder Erfüllung von Pflichten 
nach diesem Gesetz einen Unfall, der 
im Sinne des Sächsischen Beamten-
versorgungsgesetzes vom 6. Juli 2023 
(SächsGVBl. S. 467, 510), in der je-
weils geltenden Fassung, ein Dienstun-
fall wäre, sind diese Vorschriften ent-
sprechend anzuwenden. Für die übri-
gen Beschäftigten gelten die Vorschrif-
ten des Siebten Buches Sozialgesetz-
buch.“ 

11. Vor § 12 wird folgende Überschrift ein-
gefügt:

11. u n v e r ä n d e r t

„Abschnitt 1 

Wahl, Zusammensetzung und Amtszeit 
der Personalvertretung“. 

12. § 12 wird wie folgt geändert: 12. u n v e r ä n d e r t
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a) In Absatz 3 wird das Wort „Vertre-
tern“ durch die Wörter „Vertreterin-
nen und Vertretern“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort
„Kandidaten“ durch die Wörter
„Kandidatinnen und Kandidaten“
ersetzt.

13. § 13 wird wie folgt geändert: 13. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 zweiter Halbsatz wird 
das Wort „er“ durch die Wörter 
„sie oder er“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden nach den 
Wörtern „die freigestellt sind“ 
ein Komma und nach dem 
Wort „teilnehmen“ die Wörter 
„oder wenn feststeht, dass die 
oder der Beschäftigte binnen 
weiterer zwölf Monate in die 
alte Dienststelle zurückkehren 
wird“ eingefügt. 

b) Dem Absatz 4 wird der folgende
Satz angefügt:

„Beschäftigte, die am Wahltag 
nach dem Pflegezeitgesetz vom 
28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 896),
das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 19. Dezember 2022
(BGBl. I S. 2510) geändert worden
ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung, vollständig freigestellt sind,
sind wahlberechtigt.“

c) Folgende Absätze 6 und 7 werden
angefügt:

„(6) Beamtinnen und Beamte 
im Vorbereitungsdienst sowie Be-
schäftigte in entsprechender Be-
rufsausbildung sind nur in ihrer 
Stammdienststelle wahlberechtigt. 
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(7) Waldarbeiterinnen und
Waldarbeiter aus dem Staatsbe-
trieb Sachsenforst verlieren ihre 
Wahlberechtigung nicht auf Grund 
einer Unterbrechung der Arbeiten 
ohne besondere Kündigung nach 
tarifrechtlichen Bestimmungen.“ 

14. § 14 wird wie folgt geändert: 14. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 Satzteil vor Nummer 1
wird das Wort „Wahltage“ durch
das Wort „Wahltag“ ersetzt.

b) In Absatz 3 werden das Wort „Be-
amte“ durch die Wörter „Beamtin-
nen und Beamte“ und das Wort
„und“ durch das Wort „sowie“ er-
setzt.

c) In Absatz 4 wird das Wort „selb-
ständigen“ durch das Wort „selbst-
ständigen“
ersetzt.

15. In § 15 Absatz 1 wird das Wort „so“ ge-
strichen.

15. u n v e r ä n d e r t

16. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 16. u n v e r ä n d e r t

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Der Personalrat besteht in Dienst-
stellen mit in der Regel 

1. 5 bis 20 Wahlberechtigten aus
zwei Mitgliedern, wenn beide
Gruppen vertreten sind, im Üb-
rigen aus einer Person,

2. 21 bis 50 Wahlberechtigten
aus drei Mitgliedern,

3. 51 bis 150 Wahlberechtigten
aus fünf Mitgliedern,

4. 151 bis 300 Wahlberechtigten
aus sieben Mitgliedern,

5. 301 bis 600 Wahlberechtigten
aus neun Mitgliedern,
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6. 601 bis 1 000 Wahlberechtig-
ten aus elf Mitgliedern.“

b) Satz 2 wird durch folgende Sätze
ersetzt:

„Die Zahl der Mitglieder erhöht sich 
in Dienststellen ab 1 001 bis 5 000 
Wahlberechtigten um zwei für je 
weitere angefangene 1 000. In 
Dienststellen mit 5 001 und mehr 
Wahlberechtigten erhöht sich die 
Zahl der Mitglieder nach Satz 2 um 
zwei für je weitere angefangene 
5 000.“ 

17. § 17 wird wie folgt geändert: 17. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 Satz 1 und 3 wird je-
weils das Wort „so“ gestrichen.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Eine Gruppe erhält bei ei-
ner Anzahl wahlberechtigter Grup-
penangehöriger 

1. von weniger als 51 mindestens
eine oder einen,

2. von 51 bis 200 mindestens
zwei,

3. von 201 bis 600 mindestens
drei,

4. von 601 bis 1 000 mindestens
vier,

5. von 1 001 bis 3 000 mindes-
tens fünf,

6. von mehr als 3 000 mindes-
tens sechs

Vertreterinnen und Vertreter.“ 

18. In § 18 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort
„Vertreter“ durch das Wort „Vertretung“
ersetzt.

18. u n v e r ä n d e r t

19. § 19 wird wie folgt geändert: 19. u n v e r ä n d e r t
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a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort
„so“ gestrichen und werden die
Wörter „die
Beamten und Arbeitnehmer ihre
Vertreter“ durch die Wörter „beide
Gruppen jeweils ihre Vertretung“
ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „so“ 
gestrichen. 

bb) Satz 4 werden die Wörter „ein 
Vertreter“ durch die Wörter 
„eine Vertreterin oder ein Ver-
treter“ ersetzt. 

c) In Absatz 5 wird das Wort „so“ ge-
strichen.

d) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort
„Bewerber“ durch die Wörter „Be-
werberinnen und Bewerber“ er-
setzt.

e) In Absatz 8 werden die Wörter „Je-
der Beschäftigte“ durch die Wörter
„Jede und jeder Beschäftigte“ er-
setzt.

20. § 20 wird wie folgt geändert: 20. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„einen von ihnen als Vorsitzen-
den“ durch die Wörter „eine o-
der einen von ihnen als vorsit-
zende Person“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„ Der Personalrat kann die 
Zahl der Wahlvorstandsmit-
glieder auf fünf oder sieben 
Mitglieder erhöhen, wenn dies 
zur ordnungsgemäßen Durch-
führung der Personalratswahl 
erforderlich ist.“ 

b) In Absatz 2 wird das Wort „so“ ge-
strichen.
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c) In Absatz 4 werden die Wörter „ein
Beauftragter“ durch die Wörter
„eine Beauftragte oder ein Beauf-
tragter“ ersetzt.

21. § 21 wird wie folgt geändert: 21. u n v e r ä n d e r t

a) In Satz 1 werden die Wörter „der
Dienststellenleiter“ durch die Wör-
ter „die Dienststellenleitung“ er-
setzt.

b) In Satz 3 werden nach dem Wort
„sich“ die Wörter „eine Versamm-
lungsleiterin oder“ eingefügt.

22. § 22 wird wie folgt geändert: 22. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst:

a) u n v e r ä n d e r t

„§ 22 

Bestellung des Wahlvorstands 
durch die Dienststellenleitung“. 

b) In Satz 1 werden die Wörter „der
Dienststellenleiter“ durch die Wör-
ter „die Dienststellenleitung“ er-
setzt.

b) In Satz 1 wird das Wort „so“ ge-
strichen und werden die Wörter
„der Dienststellenleiter“ durch die
Wörter „die Dienststellenleitung“
ersetzt.

23. § 23 wird wie folgt geändert: 23. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wör-
ter „so bestellt der Dienststellenlei-
ter“ durch die Wörter „bestellt die
Dienststellenleitung“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird das Wort „Wahl-
helfer“ durch die Wörter „Wahlhel-
ferinnen und Wahlhelfer“ ersetzt.

24. § 24 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 24. u n v e r ä n d e r t

„(1) Niemand darf die Wahl des 
Personalrats behindern und in einer ge-
gen ein Gesetz oder in einer gegen die 
guten Sitten verstoßenden Weise be-
einflussen, insbesondere keine Wahl-
berechtigte und keinen Wahlberechtig-
ten in der Ausübung des 
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aktiven und passiven Wahlrechts be-
schränken. § 48 Absatz 1 und § 73 Ab-
satz 6 Satz 5 gelten für Mitglieder des 
Wahlvorstands sowie Wahlbewerberin-
nen und Wahlbewerber entsprechend.“ 

25. § 25 wird wie folgt geändert: 25. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 werden die Wörter „der
Dienststellenleiter“ durch die Wör-
ter „die Dienststellenleitung“ er-
setzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort
„so“ gestrichen.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Der Leiter der Dienststelle“ 
durch die Wörter „Die Dienst-
stellenleitung“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem 
Wort „hat“ die Wörter „in die-
sem Fall“ eingefügt. 

cc) Folgender Satz wird angefügt:

„ § 20 gilt entsprechend.“ 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Wörter 
„vom Dienststellenleiter“ durch 
die Wörter „von der Dienststel-
lenleitung“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„ § 20 gilt entsprechend.“ 

26. § 26 Satz 2 und 3 wird wie folgt gefasst: 26. u n v e r ä n d e r t

„ Die Amtszeit beginnt am 1. Juni des 
Jahres, in dem die regelmäßigen Per-
sonalratswahlen stattfinden. Solange 
sich ein neuer Personalrat nicht konsti-
tuiert hat, führt der bisherige die Ge-
schäfte weiter, längstens jedoch bis 
zum Ablauf des 31. Juli des Jahres, in 
dem die Amtszeit nach Satz 1 endet.“ 
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27. § 27 wird wie folgt geändert: 27. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) In den Fällen des Absat-
zes 2 Nummer 1 bis 3 führt der 
Personalrat die Geschäfte weiter, 
bis sich der neue Personalrat kon-
stituiert hat. In den Fällen des Ab-
satzes 2 Nummer 5 nimmt der 
Wahlvorstand die einem Personal-
rat nach diesem Gesetz zustehen-
den Rechte und Pflichten wahr.“ 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort
„so“ gestrichen und werden die
Wörter „neue Vertreter“ durch die
Wörter „eine neue Vertretung“ er-
setzt.

c) In Absatz 5 Satz 1 und 2 wird je-
weils das Wort „so“ gestrichen.

28. § 28 wird wie folgt geändert: 28. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Wör-
ter „Der Dienststellenleiter“ durch
die Wörter „Die Dienststellenlei-
tung“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „so“ 
gestrichen und werden die 
Wörter „der Vorsitzende“ durch 
die Wörter „die vorsitzende 
Person“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„ § 20 gilt entsprechend.“ 

29. § 29 wird wie folgt geändert: 29. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 Nummer 7 werden die
Angabe „§ 25“ durch die Angabe
„§ 25 Absatz 1“ und die Wörter „der
Gewählte“ durch die Wörter „die o-
der der Gewählte“ ersetzt.

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:
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„(3) Absatz 1 Nummer 3 und 4 
findet für Waldarbeiterinnen und 
Waldarbeiter aus dem Staatsbe-
trieb Sachsenforst mit der Maß-
gabe Anwendung, dass die Mit-
gliedschaft im Personalrat erst bei 
einem endgültigen Ausscheiden 
als Waldarbeiterin oder Waldarbei-
ter erlischt.“ 

30. Der Wortlaut von § 30 wird wie folgt ge-
fasst:

30. u n v e r ä n d e r t

„Die Mitgliedschaft einer Beamtin o-
der eines Beamten im Personalrat ruht, 
solange ihr oder ihm die Führung der 
Dienstgeschäfte verboten oder sie oder 
er wegen eines schwebenden Diszipli-
narverfahrens vorläufig des Dienstes 
enthoben ist und der Personalrat dem 
Ruhen zugestimmt hat. § 127 Absatz 1 
Satz 2 und 3 des Bundespersonalver-
tretungsgesetzes gilt entsprechend.“ 

31. § 31 wird wie folgt geändert: 31. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort
„so“ gestrichen.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wör-
ter „so tritt“ durch die Wörter „tritt
die oder“ ersetzt.

32. § 32 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 32. u n v e r ä n d e r t

a) Die Sätze 1 und 2 werden durch die
folgenden Sätze ersetzt:

„ Werden innerhalb einer Kör-
perschaft Dienststellen, Nebenstel-
len oder Teile einer Dienststelle zu 
einer neuen Dienststelle zusam-
mengeschlossen oder bilden sie 
durch Ausgliederung eine neue 
Dienststelle (Neubildung), wird ein 
Übergangspersonalrat gebildet. 
Ihm gehören die Vorstände der 
Personalräte, in den Fällen des 
§ 56 die Gesamtpersonalräte der
Dienststellen an, die an der Neubil-
dung beteiligt sind. Der Übergangs-
personalrat bestellt aus dem Kreis
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der Beschäftigten unverzüglich ei-
nen Wahlvorstand und führt die 
Geschäfte, bis sich der neu zu 
wählende Personalrat konstituiert 
hat, längstens jedoch für die Dauer 
von zwölf Monaten seit dem Wirk-
samwerden der Organisationsän-
derung.“ 

b) In dem neuen Satz 4 werden die
Wörter „des Vorsitzenden“ durch
die Wörter „der vorsitzenden Per-
son“ ersetzt.

33. Die Überschrift des Teils 3 wird gestri-
chen.

33. u n v e r ä n d e r t

34. Vor § 33 wird folgende Überschrift ein-
gefügt:

34. u n v e r ä n d e r t

„Abschnitt 2 

Geschäftsführung“.

35. § 33 wird wie folgt gefasst: 35. u n v e r ä n d e r t

„§ 33 

Vorstand des Personalrats 

(1) Der Personalrat bildet aus sei-
ner Mitte den Vorstand, der in Dienst-
stellen bei einer Anzahl Wahlberechtig-
ter 

1. von 21 bis 600 aus zwei und

2. von mehr als 600 aus drei

Mitgliedern besteht. Dem Vorstand 
muss ein Mitglied jeder im Personalrat 
vertretenen Gruppe angehören. Die 
Vertreterinnen und Vertreter jeder 
Gruppe wählen das auf sie entfallende 
Vorstandsmitglied. In den Fällen von 
Satz 1 Nummer 2 wird das dritte Vor-
standsmitglied aus der Mitte des Perso-
nalrats bestimmt. 
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(2) Der Personalrat bestimmt mit
einfacher Mehrheit, welches Vorstands-
mitglied den Vorsitz übernimmt. Das 
nach Absatz 1 Satz 3 gewählte Vor-
standsmitglied, dessen Gruppe nicht 
den Vorsitz übernimmt, ist Stellvertrete-
rin oder Stellvertreter. Der Personalrat 
kann abweichend von Satz 2 mit Zu-
stimmung der Vertreterinnen und Ver-
treter der Gruppe, welcher die vorsit-
zende Person nicht angehört, 

1. das nach Absatz 1 Satz 4 gewählte
Vorstandsmitglied,

2. ein nach Absatz 3 gewähltes Er-
gänzungsmitglied oder

3. ein nicht dem Vorstand angehören-
des Mitglied des Personalrats

zur oder zum stellvertretenden Vorsit-
zenden bestimmen. 

(3) Der Personalrat kann aus sei-
ner Mitte in Dienststellen bei einer An-
zahl Wahlberechtigter  

1. von 21 bis 600 ein weiteres Mitglied
und

2. von mehr als 600 zwei weitere Mit-
glieder

als Ergänzungsmitglieder wählen. Sind 
Mitglieder des Personalrats aus Wahl-
vorschlagslisten mit verschiedenen Be-
zeichnungen gewählt worden und sind 
im Vorstand Mitglieder aus derjenigen 
Liste nicht vertreten, die die zweitgrößte 
Anzahl, mindestens jedoch ein Drittel 
aller von den Wahlberechtigten der 
Dienststellen abgegebenen Stimmen 
erhalten hat, ist eines der Ergänzungs-
mitglieder aus dieser Liste zu wählen. 

(4) Besteht der Vorstand aus zwei
Mitgliedern, kann der Personalrat aus 
seiner Mitte ein Mitglied bestimmen, 
das die Aufgaben des Vorstands wahr-
nimmt, wenn beide Vorstandsmitglieder 
verhindert sind. 
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(5) Hat der Personalrat zwei Mit-
glieder, nehmen beide die Aufgaben 
des Vorstands und der vorsitzenden 
Person gleichberechtigt wahr.“ 

36. § 34 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 36. u n v e r ä n d e r t

a) In Satz 1 werden die Wörter „Der
Vorsitzende“ durch die Wörter „Die
vorsitzende Person“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Wort „Er“ durch
das Wort „Sie“ ersetzt.

c) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„ In Angelegenheiten, die nur 
eine Gruppe betreffen, vertritt den 
Personalrat die vorsitzende Per-
son, wenn sie nicht selbst dieser 
Gruppe angehört, gemeinsam mit 
einem der Gruppe angehörenden 
Vorstandsmitglied des Personal-
rats.“ 

37. § 35 wird wie folgt geändert: 37. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 werden das Wort
„Wahltage“ durch das Wort „Wahl-
tag“ und die Wörter „einen Wahllei-
ter“ durch die Wörter „eine Wahllei-
terin oder einen Wahlleiter“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„der Vorsitzende“ durch die 
Wörter „die vorsitzende Per-
son“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Er“ 
durch das Wort „Sie“ ersetzt. 

cc) In Satz 3 werden die Wörter
„Der Vorsitzende“ durch die
Wörter „Die vorsitzende Per-
son“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
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aa) In Nummer 3 werden die Wör-
ter „des Dienststellenleiters“ 
durch die Wörter „der Dienst-
stellenleitung“ ersetzt. 

bb) Im Satzteil nach Nummer 6 
werden die Wörter „der Vorsit-
zende“ durch die Wörter „die 
vorsitzende Person“ ersetzt. 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Die Dienststellenleitung 
nimmt an den Sitzungen, die auf ihr 
Verlangen anberaumt sind, und an 
den Sitzungen, zu denen sie aus-
drücklich eingeladen ist, teil.“ 

e) Absatz 5 Satz 1 wird durch die fol-
genden Sätze ersetzt:

„ Die vorsitzende Person kann 
nach näherer Regelung in der Ge-
schäftsordnung im Umlaufverfah-
ren in von der Dienststelle zugelas-
sener schriftlicher oder elektroni-
scher Form beschließen lassen, 
wenn dem kein Mitglied wider-
spricht. Im Fall vorheriger Beratung 
ist ein solcher Beschluss zulässig, 
sofern nicht ein Viertel der Mitglie-
der widerspricht.“ 

38. § 36 wird wie folgt geändert: 38. u n v e r ä n d e r t

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und in
Satz 3 werden die Wörter „Der
Dienststellenleiter“ durch die Wör-
ter „Die Dienststellenleitung“ er-
setzt.

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Die Sitzungen des Perso-
nalrats finden in der Regel als Prä-
senzsitzung statt. Die Sitzung kann 
vollständig oder unter Zuschaltung 
einzelner Personalratsmitglieder 
und weiterer nach diesem Gesetz 
teilnahmeberechtigter Personen 
mittels audiovisueller Einrichtun-
gen durchgeführt werden, wenn 
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1. vorhandene Einrichtungen ge-
nutzt werden, die von der
Dienststelle zur dienstlichen
Nutzung freigegeben wurden,

2. nicht mindestens ein Viertel
der Mitglieder oder die Mehr-
heit der Vertretung einer
Gruppe gegenüber der vorsit-
zenden Person binnen einer
von dieser zu bestimmenden
Frist widerspricht und

3. der Personalrat geeignete or-
ganisatorische Maßnahmen
ergreift, um sicherzustellen,
dass Dritte vom Inhalt der Sit-
zung keine Kenntnis nehmen
können.

Eine Aufzeichnung und Speiche-
rung ist unzulässig. Personalrats-
mitglieder und andere Personen, 
die mittels audiovisueller Einrich-
tung an der Sitzung teilnehmen, 
gelten als anwesend im Sinne des 
§ 38 Absatz 1 Satz 1. Das Recht
der Personalratsmitglieder auf An-
wesenheit bleibt bei einer Durch-
führung der Sitzung mittels audiovi-
sueller Einrichtung unberührt.“

39. In § 37 werden die Wörter „ein Beauf-
tragter“ durch die Wörter „eine Beauf-
tragte oder ein Beauftragter“ ersetzt.

39. u n v e r ä n d e r t

40. Dem § 38 Absatz 1 wird der folgende
Satz angefügt:

40. u n v e r ä n d e r t

„ Stimmenthaltungen bleiben bei der 
Ermittlung des Abstimmungsergebnis-
ses unberücksichtigt.“ 

41. § 39 wird wie folgt geändert: 41. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Be-
amten und Arbeitnehmer“ durch die
Wörter „Beamtinnen und Beamten
sowie der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer“ ersetzt.
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b) In Absatz 2 Satz 1 und 2 wird je-
weils das Wort „Vertreter“ durch die
Wörter „Vertreterinnen und Vertre-
ter“ ersetzt.

42. § 40 wird wie folgt geändert: 42. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort
„Vertreter“ durch das Wort „Vertre-
tung“ ersetzt und das Wort „so“ ge-
strichen.

b) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort
„so“ gestrichen.

43. § 41 wird wie folgt geändert: 43. § 41 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Eine Vertreterin oder ein Ver-
treter der Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung, die oder 
der von dieser benannt wird, 
und die Schwerbehinderten-
vertretung können an allen Sit-
zungen des Personalrats bera-
tend teilnehmen.“ 

u n v e r ä n d e r t

bb) In Satz 3 werden die Wörter 
„und seiner Ausschüsse“ ge-
strichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Der oder dem Gleichstel-
lungsbeauftragten nach § 56 Ab-
satz 1 Satz 1 des Sächsischen 
Hochschulgesetzes und der Frau-
enbeauftragten ist bei der Behand-
lung von Angelegenheiten, die ihre 
Aufgaben nach § 56 des Sächsi-
schen Hochschulgesetzes oder 
§ 20 des Sächsischen Frauenför-
derungsgesetzes betreffen, Gele-
genheit zur Teilnahme zu geben.“

„(2) Der oder dem Gleichstel-
lungsbeauftragten ist bei der Be-
handlung von Angelegenheiten, die 
seine Aufgaben und Beteili-
gungsrechte nach den §§ 19 und 
20 des Sächsischen Gleichstel-
lungsgesetzes vom 19. Oktober 
2023 (SächsGVBl. S. 850) in der 
jeweils geltenden Fassung be-
treffen, Gelegenheit zur Teilnahme 
zu geben.“ 

c) Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben. c) u n v e r ä n d e r t

44. § 42 wird wie folgt geändert: 44. § 42 wird wie folgt geändert:
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a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) u n v e r ä n d e r t

aa) In Satz 2 werden die Wörter 
„dem Vorsitzenden“ durch die 
Wörter „der vorsitzenden Per-
son“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Wörter 
„jeder Teilnehmer“ durch die 
Wörter „jede Teilnehmerin und 
jeder Teilnehmer“ ersetzt. 

cc) Folgende Sätze werden ange-
fügt:

„Findet die Sitzung des Perso-
nalrats nach § 36 Absatz 2 mit-
tels audiovisueller Einrichtun-
gen statt, stellt die vorsitzende 
Person zu Beginn der Bera-
tung die zugeschalteten Per-
sonalratsmitglieder fest und 
trägt diese in die Anwesen-
heitsliste ein. Sie kann ein an-
deres Personalratsmitglied o-
der die zur Aufnahme der Nie-
derschrift nach § 36 Absatz 1 
Satz 4 hinzugezogene Person, 
die in Präsenz anwesend sind, 
mit der Aufgabe nach Satz 4 
betrauen.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Haben die Dienststellenlei-
tung, Mitglieder der Jugend- 
und Auszubildendenvertre-
tung, die Schwerbehinderten-
vertretung, die Frauenbeauf-
tragte oder Beauftragte von 
Gewerkschaften an der Sit-
zung teilgenommen, ist ihnen 
der entsprechende Teil der 
Niederschrift schriftlich oder 
elektronisch zuzuleiten.“ 

„Haben die Dienststellenlei-
tung, Mitglieder der Jugend- 
und Auszubildendenvertre-
tung, die Schwerbehinderten-
vertretung, die oder der 
Gleichstellungsbeauftragte 
oder Beauftragte von Gewerk-
schaften an der Sitzung teilge-
nommen, so ist ihnen der ent-
sprechende Teil der Nieder-
schrift abschriftlich zuzulei-
ten.“ 

bb) In Satz 2 werden nach dem 
Wort „schriftlich“ die Wörter „o-
der elektronisch“ eingefügt. 

bb) u n v e r ä n d e r t
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45. § 43 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 45. § 43 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„In den Fällen des § 43a Absatz 1, 2 
und 3 Satz 2 sowie § 79 Absatz 8 
Satz 2, auch in Verbindung mit § 76 Ab-
satz 6, ist die Geschäftsordnung ein-
stimmig zu beschließen.“ 

„In den Fällen des § 43a Absatz 1 und 
2 sowie § 79 Absatz 8 Satz 2, auch in 
Verbindung mit § 76 Absatz 6, ist die 
Geschäftsordnung einstimmig zu be-
schließen.“ 

46. § 43a wird wie folgt geändert: 46. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Das Nähere über die Zu-
sammensetzung der Ausschüsse 
sowie den Vorsitz und das Verfah-
ren in den Ausschüssen regelt die 
Geschäftsordnung.“ 

b) Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben.

47. § 44 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst:

47. u n v e r ä n d e r t

„ Ort, Zeit und Form der Durchführung 
bestimmen sie im Einvernehmen mit 
der Dienststelle.“ 

48. § 45 wird wie folgt geändert: 48. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 2 werden nach dem Wort
„Räume,“ die Wörter „die in der
Dienststelle vorhandene und von
der Dienststelle freigegebene Infor-
mations- und Kommunikations-
technik sowie“ eingefügt.

b) In Absatz 3 Satz 3 werden die Wör-
ter „elektronische Kommunikati-
onsmittel“ durch die Wörter „Infor-
mations- und Kommunikations-
technik“ ersetzt.

49. Die Überschrift des Teils 4 wird gestri-
chen.

49. u n v e r ä n d e r t

50. Vor § 46 wird folgende Überschrift ein-
gefügt:

50. u n v e r ä n d e r t
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„Abschnitt 3 

Rechtsstellung“.

51. § 46 wird wie folgt geändert: 51. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort
„so“ gestrichen.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort 
„Dienststelle“ durch das Wort 
„Aufgabenstellung“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe 
„§ 33 Absatz 1“ durch die Wör-
ter „§ 33 Absatz 1 Satz 1“ und 
die Angabe „§ 33 Absatz 3“ 
durch die Wörter „§ 33 Ab-
satz 1 Satz 2“ ersetzt. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Zahl „275“ 
durch die Zahl „200“ ersetzt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„ Im Rahmen der Sätze 1 
und 2 sind auf Beschluss des 
Personalrats Teilfreistellun-
gen, sofern dringende dienstli-
che Belange nicht entgegen-
stehen, zu gewähren.“ 

cc) In Satz 4 wird das Wort
„Dienststellenleiter“ durch das
Wort „Dienststellenleitung“ er-
setzt.

52. In § 47 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort
„Auszubildendenvertreter“ durch die
Wörter „Auszubildendenvertreterin oder
Auszubildendenvertreter“ ersetzt.

52. u n v e r ä n d e r t

53. § 48 wird wie folgt geändert: 53. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 1 wird aufgehoben.

b) Absatz 2 wird Absatz 1.
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c) Absatz 3 wird Absatz 2 und Satz 1
wird wie folgt gefasst:

„ Absatz 1 gilt nicht bei der 
Versetzung, Umsetzung, Abord-
nung oder Zuweisung von Beam-
tinnen und Beamten im Vorberei-
tungsdienst sowie Beschäftigten in 
entsprechender Berufsausbildung 
im Anschluss an das Ausbildungs-
verhältnis.“ 

d) Absatz 4 wird Absatz 3.

54. Teil 5 wird Teil 3. 54. u n v e r ä n d e r t

55. § 49 wird wie folgt geändert: 55. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Wörter 
„vom Vorsitzenden“ durch die 
Wörter „von der vorsitzenden 
Person“ ersetzt. 

bb) Folgende Sätze werden ange-
fügt: 

„ Der Personalrat kann, soweit 
über die notwendigen techni-
schen und organisatorischen 
Bedingungen Einvernehmen 
mit der Dienststellenleitung be-
steht, zur Personalversamm-
lung zuschalten 

1. Beschäftigte mittels audio-
visueller Einrichtungen
aus anderen Räumen am
Hauptsitz der Dienststelle,
aus Nebenstellen oder
Teilen der Dienststelle o-
der

2. Beschäftigte in mobiler Ar-
beit außerhalb der Dienst-
stelle.

§ 36 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1 und 3 sowie Satz 3 gilt
entsprechend. Die Sätze 4
und 5 gelten auch für Teilver-
sammlungen nach Absatz 2.“
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b) In Absatz 2 wird das Wort „so“ ge-
strichen.

56. § 50 wird wie folgt geändert: 56. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Kalen-
derjahr“ durch die Wörter „Jahr 
seiner Amtszeit“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„ Der Personalrat kann den 
Tätigkeitsbericht nach Maß-
gabe des § 45 Absatz 3 Satz 3 
den Beschäftigten zusätzlich 
zur Einsicht zur Verfügung 
stellen.“ 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „des
Dienststellenleiters“ durch die Wör-
ter „der Dienststellenleitung“ er-
setzt.

c) In Absatz 3 wird das Wort „Kalen-
derjahr“ durch das Wort „Amtsjahr“
ersetzt.

57. § 51 Absatz 1 wird wie folgt geändert. 57. u n v e r ä n d e r t

a) In Satz 3 werden das Semikolon
und die Wörter „gleiches gilt für
Wege- und Fahrtzeiten“ gestrichen.

b) Folgender Satz wird angefügt:

„ Die Sätze 2 und 3 gelten ent-
sprechend für Wege- und Fahrzei-
ten, die für die Teilnahme an der 
Personalversammlung erforderlich 
sind.“ 

58. § 53 wird wie folgt geändert: 58. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 Satz 1 und 3 werden
jeweils die Wörter „ein Beauftrag-
ter“ durch die Wörter „eine Beauf-
tragte oder ein Beauftragter“ er-
setzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
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aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Der Dienststellenleiter“ durch 
die Wörter „Die Dienststellen-
leitung“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „sei-
nen“ durch das Wort „ihren“ 
und jeweils das Wort „er“ durch 
das Wort „sie“ ersetzt. 

cc) Satz 3 wird aufgehoben.

59. Teil 6 wird Teil 4. 59. u n v e r ä n d e r t

60. § 54 wird wie folgt geändert: 60. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 3 Satz 3 werden die Wör-
ter „so bestellt der Leiter der
Dienststelle“ durch die Wörter „be-
stellt die Dienststellenleitung“ er-
setzt.

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Im Halbsatz 1 wird das Wort 
„so“ gestrichen. 

bb) Im Halbsatz 2 werden die Wör-
ter „der Dienststellenleiter“ 
durch die Wörter „die Dienst-
stellenleitung“ ersetzt. 

c) In Absatz 5 Satz 2 wird das Wort
„dann“ gestrichen.

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„einen Vertreter“ durch die 
Wörter „eine Vertreterin oder 
einen Vertreter“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter 
„zwei Vertreter“ durch die Wör-
ter „zwei Vertreterinnen und 
Vertreter“ ersetzt. 

61. § 55 wird wie folgt geändert: 61. u n v e r ä n d e r t

a) Im Wortlaut wird die Angabe „§§ 26
bis 40“ durch die Wörter „§§ 26
bis 31 und §§ 33 bis 40“ ersetzt.
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b) Folgender Satz wird angefügt:

„ § 32 findet mit der Maßgabe 
Anwendung, dass der Wahlvor-
stand nach § 54 Absatz 3 Satz 3 
bestimmt wird.“ 

62. § 56 wird wie folgt geändert: 62. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 werden die Wörter „§ 6
Absatz 3 und 5“ durch die Wörter
„§ 6 Absatz 3, 5 und 6“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird das Wort „dann“
gestrichen.

63. In § 57 werden die Wörter „§ 54 Ab-
satz 2, 3 und 6 und“ durch die Wörter
„§ 54 Absatz 2, 3 und 5 Satz 2 sowie
Absatz 6 und“ ersetzt.

63. u n v e r ä n d e r t

64. Teil 7 wird Teil 5. 64. u n v e r ä n d e r t

65. Vor § 58 wird folgende Überschrift ein-
gefügt:

65. u n v e r ä n d e r t

„Abschnitt 1 

Jugend- und Auszubildendenvertretungen“. 

66. § 58 wird wie folgt geändert: 66. u n v e r ä n d e r t

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 58 

Jugend- und Auszubildendenver-
tretungen“. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden das Wort 
„Beamte“ durch die Wörter 
„Beamtinnen und Beamte“ und 
die Wörter „und Beschäftigte“ 
durch die Wörter „sowie Be-
schäftigte“ ersetzt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

67. § 60 wird wie folgt geändert: 67. § 60 wird wie folgt geändert:
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a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung besteht in 
Dienststellen mit einer Anzahl 
wahlberechtigter Beschäftigten 

„(1) Die Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung besteht in 
Dienststellen mit einer Anzahl 
wahlberechtigter Beschäftigten 
von in der Regel 

1. von in der Regel fünf bis 20
aus einer oder einem,

1. fünf bis 20 aus einer oder ei-
nem,

2. von in der Regel 21 bis 50 aus
drei,

2. 21 bis 50 aus drei,

3. von in der Regel 51 bis 150
aus fünf,

3. 51 bis 150 aus fünf,

4. von in der Regel 151 bis 300
aus sieben,

4. 151 bis 300 aus sieben,

5. von in der Regel mehr als 300
aus neun

5. mehr als 300 aus neun

Jugend- und Auszubildendenver-
treterinnen sowie -vertretern.“ 

Jugend- und Auszubildendenver-
treterinnen sowie -vertretern.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort
„Vertretern“ durch die Wörter „Ver-
treterinnen und Vertretern“ ersetzt.

b) u n v e r ä n d e r t

68. § 61 wird wie folgt geändert: 68. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wör-
ter „seinen Vorsitzenden“ durch die
Wörter „seine vorsitzende Person“
ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wör-
ter „Der Vorsitzende des Wahlvor-
standes“ durch die Wörter „Die vor-
sitzende Person des Wahlvor-
stands“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem 
Wort „Jahre“ die Wörter „und 
sechs Monate“ angefügt. 

bb) Die Sätze 2 bis 4 werden durch 
folgende Sätze ersetzt: 
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„Sie beginnt am 1. Juni des 
Jahres, in dem nach § 27 Ab-
satz 1 regelmäßige Personal-
ratswahlen stattfinden, oder 
am 1. Dezember des dritten 
Folgejahres. Die regelmäßigen 
Wahlen der Jugend- und Aus-
zubildendenvertretung finden 
im Kalendermonat vor dem 
Beginn der regelmäßigen 
Amtszeit statt. § 26 Satz 3 gilt 
entsprechend.“ 

d) Die Absätze 4 und 5 werden wie
folgt gefasst:

„(4) Besteht die Jugend- und 
Auszubildendenvertretung aus drei 
oder mehr Mitgliedern, wählt sie 
aus ihrer Mitte eine vorsitzende 
Person und deren Stellvertretung. 

(5) § 28, § 29 mit Ausnahme
von Absatz 1 Nummer 5, § 30 und 
§ 31 gelten entsprechend.“

69. § 62 wird wie folgt geändert: 69. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 4 wird das Wort „Dienst-
stellenleiter“ durch das Wort
„Dienststellenleitung“ ersetzt.

b) In Absatz 5 Satz 1 zweiter Halbsatz
werden die Wörter „§ 35 Absatz 1,
2 gilt“ durch die Wörter „§ 35 Ab-
satz 1 und 2 sowie § 36 Absatz 2
gelten“ ersetzt.

70. § 63 wird wie folgt geändert: 70. u n v e r ä n d e r t

a) In Satz 2 wird die Angabe „§ 48 gilt“
durch die Wörter „Die §§ 48 und 73
Absatz 6 Satz 5 gelten“ ersetzt und
werden die Wörter „die außeror-
dentliche Kündigung,“ gestrichen.

b) In Satz 3 werden nach dem Wort
„Wahlvorstands“ die Wörter „sowie
Wahlbewerberinnen“ eingefügt und
die Wörter „Absatz 1, 2 Satz 1
und 2“ durch die Angabe „Ab-
satz 1“ ersetzt.
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71. In § 64 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe
„§ 6“ durch die Wörter „§ 6 Absatz 3, 5
und 6“ ersetzt.

71. u n v e r ä n d e r t

72. § 65 wird wie folgt geändert: 72. u n v e r ä n d e r t

a) In Satz 3 werden die Wörter „vom
Vorsitzenden“ durch die Wörter
„von der vorsitzenden Person“ er-
setzt.

b) In Satz 4 werden die Wörter „Der
Personalratsvorsitzende“ durch die
Wörter „Die vorsitzende Person
des Personalrats“ ersetzt.

c) In Satz 6 werden die Wörter „des
Leiters der Dienststelle“ durch die
Wörter „der Dienststellenleitung“
ersetzt.

73. Vor § 67 wird folgende Überschrift ein-
gefügt:

73. u n v e r ä n d e r t

„Abschnitt 2 

Sonstige besondere Vertretungen“. 

74. § 67 wird wie folgt geändert: 74. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Leh-
rer-Bezirkspersonalrat“ durch 
das Wort
„Lehrerbezirkspersonalrat“ er-
setzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Leh-
rer-Hauptpersonalrat“ durch 
das Wort
„Lehrerhauptpersonalrat“ er-
setzt. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden wie
folgt gefasst:

„(2) Die Lehrerbezirksperso-
nalräte und der Lehrerhauptperso-
nalrat bestehen abweichend von 
§ 5 aus Fachgruppen. Je eine
Fachgruppe bilden
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1. Grundschulen,

2. Oberschulen,

3. Förderschulen mit diesen zu-
geordneten Kindergärten,

4. Gymnasien, Gemeinschafts-
schulen und Kollegs,

5. berufliche Schulen einschließ-
lich berufliche Gymnasien.

Jede Fachgruppe ist entsprechend 
ihrer Stärke, mindestens aber mit 
einer Vertreterin oder einem Ver-
treter in den Lehrerbezirksperso-
nalräten und dem Lehrerhauptper-
sonalrat vertreten. Gehört eine Be-
schäftigte oder ein Beschäftigter zu 
mehreren Fachgruppen, ist sie o-
der er nur in der Fachgruppe wähl-
bar, die ihrer oder seiner größeren 
Unterrichtsverpflichtung entspricht. 
Bei Gleichheit in der Unterrichts-
verpflichtung trifft die oder der Be-
schäftigte die Entscheidung. Die in 
diesem Gesetz für Gruppen im 
Sinne des § 5 geltenden Vorschrif-
ten sind auf die Fachgruppen sinn-
gemäß anzuwenden. 

(3) Das sonstige pädagogisch
tätige Personal sowie Schulverwal-
tungsassistentinnen und Schulver-
waltungsassistenten sind den Lehr-
kräften gleichgestellt.“ 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Der Wahlvorstand für die 
Lehrerbezirkspersonalräte und den 
Lehrerhauptpersonalrat besteht 
aus je einer oder einem Beschäftig-
ten der Fachgruppen.“ 

d) Absatz 5 wird aufgehoben.

e) Die bisherigen Absätze 6 bis 8 wer-
den die Absätze 5 bis 7.
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f) Absatz 9 wird Absatz 8 und Satz 1
wird durch die folgenden Sätze er-
setzt:

„Abweichend von § 26 Satz 2 be-
ginnt die Amtszeit der nach Ab-
satz 1 gebildeten Lehrerpersonal-
räte am 1. August des Jahres, in 
dem die regelmäßigen Wahlen für 
die Lehrerpersonalräte stattfinden, 
und endet mit Ablauf von fünf Jah-
ren. Abweichend von § 26 Satz 3 
führt der bisherige Lehrerpersonal-
rat die Geschäfte längstens bis 
zum Ablauf des 30. September des 
Jahres weiter, in dem die Amtszeit 
nach Satz 1 endet.“ 

75. § 68 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 75. u n v e r ä n d e r t

a) In Satz 1 wird das Wort „Polizeibe-
amten“ durch die Wörter „Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamten“
und die Angabe „4 und 5“ durch die
Angabe „5 und 6“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Wort „Polizeibe-
amten“ durch die Wörter „Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamten“
ersetzt.

76. § 69 wird wie folgt gefasst: 76. u n v e r ä n d e r t

„§ 69 

Arbeitsgemeinschaft der Hauptperso-
nalräte 

(1) Die Hauptpersonalräte für den
Bereich der Staatsbehörden bilden die 
Arbeitsgemeinschaft der Hauptperso-
nalräte. Die Personalräte der obersten 
Dienstbehörden, bei denen kein Haupt-
personalrat gebildet wird, gelten inso-
weit als Hauptpersonalrat. Die Haupt-
personalräte entsenden je ein Mitglied 
in die Arbeitsgemeinschaft der Haupt-
personalräte. 
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(2) Vor Entscheidungen der
Staatsregierung, welche für die Be-
schäftigten des Landes in den Ge-
schäftsbereichen der obersten Dienst-
behörden unmittelbar belastende Re-
gelungen enthalten, ist die Arbeitsge-
meinschaft der Hauptpersonalräte an-
zuhören, wenn sie Maßnahmen nach 
den §§ 77, 80 und 81 zum Gegenstand 
haben. Dies gilt nicht, wenn Entschei-
dungen einzelne Personalangelegen-
heiten zum Gegenstand haben, die der 
Beteiligung der Personalvertretungen 
unterliegen würden, wenn sie von der 
Dienststelle der Beschäftigten getroffen 
würden. Eine Beteiligung der Spitzenor-
ganisationen der zuständigen Gewerk-
schaften und Berufsverbände nach 
§ 53 des Beamtenstatusgesetzes und
nach § 119 des Sächsischen Beamten-
gesetzes bleibt unberührt.

(3) Die federführend zuständige
oberste Dienstbehörde hört die Arbeits-
gemeinschaft der Hauptpersonalräte 
rechtzeitig und umfassend zu der beab-
sichtigten Maßnahme an. Der Arbeits-
gemeinschaft der Hauptpersonalräte 
sind die erforderlichen Unterlagen vor-
zulegen. Auf Verlangen der Arbeitsge-
meinschaft der Hauptpersonalräte ist 
die beabsichtigte Maßnahme mit ihr zu 
erörtern. Die Arbeitsgemeinschaft der 
Hauptpersonalräte kann innerhalb einer 
Frist von 15 Arbeitstagen eine Stellung-
nahme gegenüber der obersten Dienst-
behörde abgeben. 

(4) Die Arbeitsgemeinschaft der
Hauptpersonalräte ist vor Erlass von 
Gesetzen und sonstigen Rechtsvor-
schriften anzuhören, wenn diese Maß-
nahmen nach §§ 77, 80 und 81 zum 
Gegenstand haben. Absatz 3 gilt ent-
sprechend. 

(5) Die Arbeitsgemeinschaft der
Hauptpersonalräte kann in grundsätzli-
chen Angelegenheiten beraten, die für 
die Beschäftigten von allgemeiner Be-
deutung sind und über den Geschäfts-
bereich einer obersten Dienstbehörde 
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hinausgehen. Sie kann hierzu Vor-
schläge machen und Stellungnahmen 
abgeben. Dies gilt auch dann, wenn 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
die Spitzenorganisationen der zuständi-
gen Gewerkschaften und Berufsver-
bände zu beteiligen sind. 

(6) An den Sitzungen der Arbeits-
gemeinschaft der Hauptpersonalräte 
kann eine Vertreterin oder ein Vertreter 
der Arbeitsgemeinschaft der Schwerbe-
hindertenvertretungen bei den obersten 
Landesbehörden beratend teilnehmen. 

(7) An den Sitzungen der Arbeits-
gemeinschaft der Hauptpersonalräte 
kann eine Vertreterin oder ein Vertreter 
des Landesrichterrats beratend und be-
schließend teilnehmen, soweit 

1. Richterinnen und Richter in ihrer
richterlichen Tätigkeit in den Fällen
des Absatzes 2 zugleich unmittel-
bar belastet werden oder in den
Fällen des Absatzes 5 der Bera-
tungsgegenstand für die richterli-
che Tätigkeit von allgemeiner Be-
deutung ist und

2. ein Mitwirkungs- oder Mitbestim-
mungsrecht nach § 15 Absatz 2 o-
der Absatz 3 des Sächsischen
Richtergesetzes in der Fassung
der Bekanntmachung vom 2. Au-
gust 2004 (SächsGVBl. S. 365),
das zuletzt durch Artikel 8 des Ge-
setzes vom 5. März 2019 (Sächs-
GVBl. S. 158) geändert worden ist,
in der jeweils geltenden Fassung,
besteht.

Sind Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte in ihrer staatsanwaltlichen Tätig-
keit nach Maßgabe des Satzes 1 
gleichermaßen betroffen, kann eine 
Vertreterin oder ein Vertreter des Lan-
desstaatsanwaltsrats in den Fällen der 
Absätze 2 und 5 beratend und beschlie-
ßend teilnehmen. 
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(8) Die §§ 8, 10, 11, 30, 33 Ab-
satz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1, 
§§ 34, 35 Absatz 2 und 3 Nummer 1
bis 5, §§ 36, 37, 38 Absatz 1 und 2,
§ 42 Absatz 1, §§ 43 und 46 Absatz 1,
2, 3 Satz 1 und Absatz 5 gelten ent-
sprechend. § 45 gilt mit der Maßgabe
entsprechend, dass die oberste Dienst-
behörde, deren Geschäftsbereich die
vorsitzende Person der Arbeitsgemein-
schaft der Hauptpersonalräte angehört,
die notwendigen Kosten nach § 45 Ab-
satz 2 trägt.

(9) Die Befugnisse und Aufgaben
der Personalvertretungen nach diesem 
Gesetz bleiben unberührt.“ 

77. § 70 wird aufgehoben. 77. u n v e r ä n d e r t

78. Teil 8 wird Teil 6. 78. u n v e r ä n d e r t

79. In § 71 Absatz 1 Satz 1 und § 72 Ab-
satz 1 Satz 3 werden die Wörter „Der
Dienststellenleiter“ jeweils durch die
Wörter „Die Dienststellenleitung“ er-
setzt.

79. u n v e r ä n d e r t

80. § 73 wird wie folgt geändert: 80. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 werden nach 
dem Wort „Verwaltungsanord-
nungen“ die Wörter „sowie Un-
fallverhütungs- und Arbeits-
schutzvorschriften“ eingefügt. 

bb) In Nummer 3 werden die Wör-
ter „dem Dienststellenleiter“ 
durch die Wörter „der Dienst-
stellenleitung“ ersetzt. 

cc) Nummer 4 wird wie folgt ge-
fasst:

„4. die Eingliederung und be-
rufliche Entwicklung von 
Menschen mit Behinde-
rung und sonstigen 
schutzbedürftigen, insbe-
sondere älteren Perso-
nen zu fördern,“. 
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dd) Nach Nummer 5 wird folgende
Nummer 6 eingefügt:

„6. die berufliche Entwick-
lung Beschäftigter mit 
Migrationshintergrund, 
soweit bekannt, zu för-
dern,“. 

ee) Die Nummern 6 bis 8 werden 
die Nummern 7 bis 9. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Der Dienststellenleiter“ durch 
die Wörter „Die Dienststellen-
leitung“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird das Wort 
„Dienststellenleiter“ durch das 
Wort „Dienststellenleitung“ er-
setzt. 

cc) Satz 4 wird aufgehoben.

dd) Folgender Satz wird angefügt:

„An Vorstellungsgesprächen, 
welche die Dienststelle zur 
Auswahl unter mehreren Be-
werberinnen und Bewerbern 
durchführt, kann ein von der 
Personalvertretung benanntes 
Mitglied beobachtend teilneh-
men, soweit eine nachfol-
gende Maßnahme der Mitbe-
stimmung oder Mitwirkung un-
terliegt.“ 

c) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort
„so“ gestrichen.

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Wörter 
„Der Dienststellenleiter“ durch 
die Wörter „Die Dienststellen-
leitung“ ersetzt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
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„Hat der Personalrat Beden-
ken, hat er sie unter Angabe 
der Gründe der Dienststellen-
leitung unverzüglich, spätes-
tens innerhalb von drei Ar-
beitstagen, schriftlich oder 
elektronisch mitzuteilen.“ 

cc) Folgender Satz wird angefügt:

„Für Anträge der Dienststellen-
leitung auf Zustimmung zur au-
ßerordentlichen Kündigung 
von Mitgliedern der Personal-
vertretungen nach § 127 Ab-
satz 1 des Bundespersonal-
vertretungsgesetzes gilt Satz 2 
entsprechend.“ 

81. § 74 wird wie folgt geändert: 81. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 3 werden die Wörter „des
Dienststellenleiters“ durch die Wör-
ter „der Dienststellenleitung“ er-
setzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie in
Absatz 5 werden jeweils die Wörter
„Der Dienststellenleiter“ durch die
Wörter „Die Dienststellenleitung“
ersetzt.

82. § 76 wird wie folgt geändert: 82. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „so“ 
gestrichen. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „so“ 
gestrichen und werden die 
Wörter „dem Dienststellenlei-
ter“ durch die Wörter „der 
Dienststellenleitung“ ersetzt. 

cc) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Dienststellenleitung und Per-
sonalrat können im Einzelfall 
oder für die Dauer der Amts-
zeit des Personalrats für be-
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stimmte gleichgelagerte Betei-
ligungsverfahren abweichende 
Fristen vereinbaren.“ 

b) In Absatz 3 wird das Wort „so“ ge-
strichen und werden nach dem
Wort „schriftlich“ die Wörter „oder
elektronisch“ eingefügt.

c) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort
„Dienstwege“ durch das Wort
„Dienstweg“ ersetzt.

d) In Absatz 5 wird das Wort „so“ ge-
strichen.

83. In § 77 Nummer 4 wird das Wort „Ar-
beitnehmer“ durch die Wörter „Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer“ er-
setzt.

83. u n v e r ä n d e r t

84. § 78 wird wie folgt geändert: 84. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „Ar-
beitnehmer“ durch die Wörter 
„Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer“ ersetzt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Der Personalrat kann gegen 
die Kündigung Einwendungen 
erheben, wenn nach seiner 
Ansicht 

1. bei der Auswahl der zu
kündigenden Arbeitneh-
merin oder des zu kündi-
genden Arbeitnehmers
soziale Gesichtspunkte
nicht oder nicht ausrei-
chend berücksichtigt wor-
den sind,

2. die Kündigung gegen eine
Richtlinie im Sinne des
§ 80 Absatz 2 Nummer 6
verstößt,
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3. die zu kündigende Arbeit-
nehmerin oder der zu kün-
digende Arbeitnehmer an
einem anderen Arbeits-
platz in derselben Dienst-
stelle oder in einer ande-
ren Dienststelle desselben
Verwaltungszweigs an
demselben Dienstort ein-
schließlich seines Ein-
zugsgebiets weiterbe-
schäftigt werden kann,

4. die Weiterbeschäftigung
der Arbeitnehmerin oder
des Arbeitnehmers nach
zumutbaren Umschu-
lungs- oder Fortbildungs-
maßnahmen möglich ist o-
der

5. die Weiterbeschäftigung
der Arbeitnehmerin oder
des Arbeitnehmers unter
geänderten Vertragsbe-
dingungen möglich ist und
die Arbeitnehmerin oder
der Arbeitnehmer ihr oder
sein Einverständnis hier-
mit erklärt.“

cc) In Satz 4 werden jeweils die
Wörter „dem Arbeitnehmer“
durch die Wörter „der Arbeit-
nehmerin oder dem Arbeitneh-
mer“ ersetzt und wird das Wort
„so“ gestrichen.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Hat die Arbeitnehmerin oder 
der Arbeitnehmer im Falle des 
Absatzes 1 Satz 4 nach dem 
Kündigungsschutzgesetz 
Klage auf Feststellung erho-
ben, dass das Arbeitsverhält-
nis durch die Kündigung nicht 
aufgelöst ist, muss der Arbeit-
geber auf Verlangen der Ar-
beitnehmerin oder des Arbeit-
nehmers diese oder diesen 
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nach Ablauf der Kündigungs-
frist bis zum rechtskräftigen 
Abschluss des Rechtsstreits 
bei unveränderten Arbeitsbe-
dingungen weiterbeschäfti-
gen.“ 

bb) In Satz 2 Nummer 1 und 2 
werden jeweils die Wörter „des 
Arbeitnehmers“ durch die Wör-
ter „der Arbeitnehmerin oder 
des Arbeitnehmers“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird aufgehoben.

85. § 79 wird wie folgt geändert: 85. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Dienststellenleitung 
unterrichtet die Personalvertretung 
von der beabsichtigten Maßnahme 
und beantragt ihre Zustimmung. 
Die Personalvertretung kann ver-
langen, dass die Dienststellenlei-
tung die beabsichtigte Maßnahme 
begründet. Die Begründung hat au-
ßer in Personalangelegenheiten 
schriftlich oder elektronisch zu er-
folgen. Der Beschluss der Perso-
nalvertretung über die beantragte 
Zustimmung ist der Dienststellen-
leitung innerhalb von zehn Arbeits-
tagen mitzuteilen. Dienststellenlei-
tung und Personalrat können im 
Einzelfall oder für die Dauer der 
Amtszeit des Personalrats für be-
stimmte gleichgelagerte Beteili-
gungsverfahren abweichende Fris-
ten vereinbaren. In dringenden Fäl-
len kann die Dienststellenleitung 
diese Frist auf drei Arbeitstage ab-
kürzen. Die Maßnahme gilt als ge-
billigt, wenn nicht die Personalver-
tretung innerhalb der Frist nach 
Satz 4, 5 oder 6 die Zustimmung 
unter Angabe der Gründe schrift-
lich oder elektronisch verweigert. 
Soweit Beschwerden oder Behaup-
tungen tatsächlicher Art vorgetra-
gen werden, die für eine Beschäf-
tigte oder einen Beschäftigten un-
günstig sind oder ihr oder ihm 
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nachteilig werden können, ist der o-
der dem Beschäftigten Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben; die Äuße-
rung ist aktenkundig zu machen.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„der Dienststellenleiter“ durch 
die Wörter „die Dienststellen-
leitung“ und das Wort „Dienst-
wege“ durch das Wort „Dienst-
weg“ ersetzt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Legt die Dienststellenleitung 
diese Angelegenheit der über-
geordneten Dienststelle vor, 
teilt sie dies der Personalver-
tretung schriftlich oder elektro-
nisch unter Angabe der 
Gründe mit.“ 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „so“ 
gestrichen. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „eines“ 
durch die Wörter „einer oder 
eines“ ersetzt. 

d) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Abweichend von den Absätzen 3 
und 4 können die Dienststellenlei-
tung oder die Personalvertretung 
bei Nichteinigung in den Fällen des 
§ 80 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 5
und 6 die Angelegenheit binnen
sechs Arbeitstagen auf dem
Dienstweg der obersten Dienstbe-
hörde vorlegen.“

e) Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Der Dienststellenleiter“ durch 
die Wörter „Die Dienststellen-
leitung“ ersetzt. 
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bb) In Satz 2 wird das Wort „Er“ 
durch das Wort „Sie“ ersetzt. 

86. § 80 wird wie folgt geändert: 86. § 80 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Personalvertretung 
hat eingeschränkt mitzubestimmen 
in Personalangelegenheiten bei 

„(1) Die Personalvertretung 
hat eingeschränkt mitzubestimmen 
in Personalangelegenheiten bei 

1. Einstellung, Eingruppierung,
Stufenzuordnung nach § 26
Absatz 1 des Sächsischen Be-
soldungsgesetzes vom 
6. Juli 2023 (Sächs-
GVBl. S. 467, 476), das durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 
6. Juli 2023 (Sächs-
GVBl. S. 467) geändert wor-
den ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, oder auf die 
nach tarifrechtlichen Bestim-
mungen ein Anspruch besteht; 

1. u n v e r ä n d e r t

2. leistungsbedingter Verzöge-
rung im Stufenaufstieg nach
§ 25 Absatz 3 des Sächsi-
schen Besoldungsgesetzes;

2. u n v e r ä n d e r t

3. Übertragung einer höher oder
niedriger zu bewertenden Tä-
tigkeit, Höher- oder Rückgrup-
pierung;

3. u n v e r ä n d e r t

4. Beförderung, Übertragung ei-
nes anderen Amts mit höhe-
rem Endgrundgehalt ohne Än-
derung der Amtsbezeichnung,
Verleihung eines anderen
Amts mit anderer Amtsbe-
zeichnung beim Wechsel der
Laufbahngruppe, Laufbahn-
wechsel, Wechsel des fachli-
chen Schwerpunktes innerhalb
derselben Laufbahn;

4. u n v e r ä n d e r t

5. Versetzung von und zu einer
anderen Dienststelle, Umset-
zung innerhalb der Dienst-
stelle, wenn sie mit einem
Wechsel des Dienstorts ver-
bunden ist (das Einzugsgebiet

5. u n v e r ä n d e r t
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im Sinne des Umzugskosten-
rechts gehört zum Dienstort); 

6. Abordnung für eine Dauer von
mehr als sechs Monaten;

6. u n v e r ä n d e r t

7. Zuweisung oder Personalge-
stellung für eine Dauer von
mehr als drei Monaten;

7. u n v e r ä n d e r t

8. Hinausschiebung des Eintritts
in den Ruhestand wegen Errei-
chens der Altersgrenze;

8. u n v e r ä n d e r t

9. Weiterbeschäftigung über die
Altersgrenze hinaus;

9. u n v e r ä n d e r t

10. Anordnungen, welche die Frei-
heit in der Wahl der Wohnung
beschränken;

10. u n v e r ä n d e r t

11. vollständiger oder teilweiser
Untersagung einer Nebentätig-
keit;

11. u n v e r ä n d e r t

12. Ablehnung eines Antrags auf 12. u n v e r ä n d e r t

a) Teilzeitbeschäftigung oder
Gewährung von Sonder-
urlaub aus familiären
Gründen unter Verzicht
auf die Fortzahlung des
Entgelts oder

b) Teilzeitbeschäftigung, Er-
mäßigung der regelmäßi-
gen Arbeitszeit oder Ur-
laub ohne Dienstbezüge
nach den beamtenrechtli-
chen Bestimmungen;

13. vorläufiger Dienstenthebung,
Einbehaltung von Besoldung
und Erhebung der Disziplinar-
klage;

13. u n v e r ä n d e r t
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14. Entlassung von Beamtinnen o-
der Beamten auf Probe oder
auf Widerruf oder bei Entlas-
sung aus einem öffentlich-
rechtlichen Ausbildungsver-
hältnis, wenn die Entlassung
nicht von der oder dem Be-
schäftigten selbst beantragt
wurde;

14. u n v e r ä n d e r t

15. vorzeitiger Versetzung in den
Ruhestand und Herabsetzung
der Arbeitszeit aufgrund be-
grenzter Dienstfähigkeit, Ab-
lehnung eines Antrags auf vor-
zeitige Versetzung in den Ru-
hestand nach § 51 des Sächsi-
schen Beamtengesetzes;

15. u n v e r ä n d e r t

16. Geltendmachung von Ersatz-
ansprüchen gegen eine oder
einen Beschäftigten;

16. u n v e r ä n d e r t

17. Aufstellung und Anpassung
des Frauenförderplans nach
§ 4 des Sächsischen Frauen-
förderungsgesetzes;

17. Erstellung des Gleichstel-
lungsplans nach den §§ 23
bis 25 des Sächsischen
Gleichstellungsgesetzes;

18. Ablehnung eines Antrags auf
einen Telearbeitsplatz.

18. u n v e r ä n d e r t

In den Fällen des Satzes 1 Num-
mer 2, 5 bis 7 und 13 bis 16 wird 
die Personalvertretung nur auf An-
trag der oder des Beschäftigten be-
teiligt; in diesen Fällen ist die oder 
der Beschäftigte von der beabsich-
tigten Maßnahme rechtzeitig vor-
her in Kenntnis zu setzen.“ 

In den Fällen des Satzes 1 Num-
mer 2, 5 bis 7 und 13 bis 16 wird 
die Personalvertretung nur auf An-
trag der oder des Beschäftigten be-
teiligt; in diesen Fällen ist die oder 
der Beschäftigte von der beabsich-
tigten Maßnahme rechtzeitig vor-
her in Kenntnis zu setzen.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) u n v e r ä n d e r t

aa) Nummer 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

„1. Bestellung von Vertrau-
ens- oder Betriebsärztin-
nen oder -ärzten, Bestel-
lung von Fachkräften für 
Arbeitssicherheit oder die 
Übertragung von deren 
Aufgaben auf eine an-
dere Dienststelle;“. 
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bb) Die Nummern 3 und 4 werden 
wie folgt gefasst: 

„3. Einführung, wesentliche 
Änderung oder wesentli-
che Erweiterung von Per-
sonalfragebogen; 

4. Einführung, wesentliche
Änderung oder wesentli-
che Erweiterung von Be-
urteilungsrichtlinien für
Beamtinnen und Be-
amte;“.

87. § 81 wird wie folgt geändert: 87. § 81 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) u n v e r ä n d e r t

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Hat eine Beschäftigte oder ein 
Beschäftigter eine Leistung 
nach Satz 1 Nummer 1 bean-
tragt, wird der Personalrat nur 
auf ihren oder seinen Antrag 
beteiligt; auf Verlangen der An-
tragstellerin oder des Antrag-
stellers bestimmt nur der Vor-
stand des Personalrats mit.“ 

bb) In Satz 5 wird das Wort „An-
tragstellern“ durch die Wörter 
„Antragstellerinnen und An-
tragstellern“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

aa) u n v e r ä n d e r t

„2. Einführung, wesentliche 
Änderung oder wesentli-
che Erweiterung von Be-
urteilungsrichtlinien für 
Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer;“. 

bb) In Nummer 3 werden die Wör-
ter „dem Dienststellenleiter“ 
durch die Wörter „der Dienst-
stellenleitung“ ersetzt. 

bb) u n v e r ä n d e r t
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cc) In Nummer 6 wird das Wort
„Arbeitnehmern“ durch die
Wörter „Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern“ ersetzt.

cc) u n v e r ä n d e r t

dd) In Nummer 9 werden die Wör-
ter „dem Beschäftigten“ durch
die Wörter „der oder dem Be-
schäftigten“ ersetzt.

dd) u n v e r ä n d e r t

ee) In Nummer 11 werden die 
Wörter „Heimarbeit an techni-
schen Geräten“ durch die Wör-
ter „Tätigkeit an Telearbeits-
plätzen, Ausgestaltung von 
mobiler Arbeit, die mittels In-
formations- und Kommunikati-
onstechnik erbracht wird“ er-
setzt. 

ee) u n v e r ä n d e r t

ff) In Nummer 12 werden die 
Wörter „und Anwendung“ 
durch ein Komma und die Wör-
ter „Anwendung und wesentli-
che Änderung oder wesentli-
che Erweiterung“ ersetzt. 

ff) u n v e r ä n d e r t

gg) In Nummer 13 wird der Punkt 
am Ende durch ein Semikolon 
ersetzt. 

gg) entfällt 

c) In Absatz 3 wird das Wort „so“ ge-
strichen.

c) u n v e r ä n d e r t

88. § 82 wird wie folgt geändert: 88. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Be-
amten“ durch die Wörter „Be-
amtinnen und Beamten“ er-
setzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 80 Absatz 1 gilt nicht für Be-
amtenstellen sowie Beamtin-
nen und Beamte von der Be-
soldungsgruppe A 16 an auf-
wärts, für entsprechende Ar-
beitnehmerstellen sowie Ar-
beitnehmerinnen und Arbeit-
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nehmer sowie für Landrätin-
nen, Landräte, Bürgermeiste-
rinnen, Bürgermeister, Beige-
ordnete und leitende Beschäf-
tigte von Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts.“ 

cc) In Satz 3 wird das Wort „Abtei-
lungsleiter“ durch die Wörter
„Abteilungsleiterinnen und Ab-
teilungsleiter“ ersetzt.

dd) In Satz 4 wird das Wort „Schul-
leiter“ durch die Wörter „Schul-
leiterinnen und Schulleiter“ er-
setzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 werden die Wör-
ter „der betroffene Beschäf-
tigte“ durch die Wörter „die o-
der der betroffene Beschäf-
tigte“ ersetzt. 

bb) In Nummer 3 werden die Wör-
ter „der Beschäftigte oder Be-
werber“ durch die Wörter „die, 
der Beschäftigte oder die Be-
werberin oder der Bewerber“ 
ersetzt. 

89. § 83 wird wie folgt gefasst: 89. u n v e r ä n d e r t

„§ 83 

Initiativrecht

Beantragt der Personalrat eine 
Maßnahme, die nach § 80 oder § 81 
seiner Mitbestimmung unterliegt, hat er 
sie schriftlich oder elektronisch der 
Dienststellenleitung vorzuschlagen. 
Der Personalrat kann eine Erörterung 
verlangen, wenn sich die Dienststellen-
leitung nicht innerhalb einer Frist von 
30 Arbeitstagen äußert. § 79 Absatz 2 
Satz 5 gilt entsprechend. Entspricht die 
Dienststellenleitung dem Antrag nach 
Satz 1 nicht, bestimmt sich das weitere 
Verfahren nach § 79 Absatz 3 bis 6.“ 
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90. § 85 wird wie folgt geändert: 90. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Wörter 
„des Dienststellenleiters“ 
durch die Wörter „der Dienst-
stellenleitung“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden das Wort 
„Beisitzern“ durch die Wörter 
„Beisitzerinnen und Beisitzern“ 
und die Wörter „einem unpar-
teiischen Vorsitzenden, auf 
dessen Person“ durch die 
Wörter „einer unparteiischen 
vorsitzenden Person, auf die“ 
ersetzt. 

cc) In Satz 4 werden das Wort
„Beisitzer“ durch die Wörter
„Beisitzerinnen und Beisitzer“
und die Wörter „den unpartei-
ischen Vorsitzenden“ durch die
Wörter „die unparteiische vor-
sitzende Person“ ersetzt.

dd) In Satz 5 werden die Wörter
„der Vorsitzende seine“ durch
die Wörter „die vorsitzende
Person ihre“ ersetzt.

ee) Die Sätze 7 und 8 werden wie 
folgt gefasst: 

„Unter den Beisitzerinnen und 
Beisitzern, die von der Perso-
nalvertretung bestellt werden, 
muss sich je eine Beamtin o-
der ein Beamter und eine Ar-
beitnehmerin oder ein Arbeit-
nehmer befinden, es sei denn, 
die Angelegenheit betrifft le-
diglich die Beamtinnen und 
Beamten oder die im Arbeits-
verhältnis stehenden Beschäf-
tigten. Kommt eine Einigung 
über die vorsitzende Person 
nicht zustande, bestellt sie die 
Präsidentin oder der Präsident 
des Sächsischen Oberverwal-
tungsgerichts.“ 
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 werden nach dem 
Wort „schriftlich“ die Wörter „o-
der elektronisch“ eingefügt. 

bb) Folgende Sätze werden ange-
fügt: 

„Auf Beschluss der Einigungs-
stelle kann sachverständigen 
Personen Gelegenheit zur 
schriftlichen oder elektroni-
schen Stellungnahme gege-
ben werden. Der Beschluss 
wird mit Stimmenmehrheit ge-
fasst.“ 

c) Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt ge-
fasst:

„ Absatz 2 Satz 5 gilt entspre-
chend.“ 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Bestellt die oberste 
Dienstbehörde oder die zuständige 
Personalvertretung keine Beisitze-
rinnen und Beisitzer oder bleiben 
die von einer Seite bestellten Bei-
sitzerinnen und Beisitzer trotz 
rechtzeitiger Einladung der Sitzung 
fern, entscheiden die vorsitzende 
Person und die erschienenen Bei-
sitzerinnen und Beisitzer nach 
Maßgabe des Absatzes 3 allein.“ 

e) In Absatz 5 Satz 4 werden die Wör-
ter „Der Vorsitzende“ durch die
Wörter „Die vorsitzende Person“
ersetzt.

f) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Wörter 
„Der Vorsitzende und Beisit-
zer“ durch die Wörter „Die vor-
sitzende Person sowie Beisit-
zerinnen und Beisitzer“ er-
setzt. 
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bb) In Satz 3 werden das Wort 
„Beisitzer“ durch die Wörter 
„Beisitzerinnen und Beisitzer“ 
und die Wörter „des Vorsitzen-
den“ durch die Wörter „der vor-
sitzenden Person“ ersetzt. 

g) In Absatz 7 werden die Wörter „ein
Vertreter für den Vorsitzenden“
durch die Wörter „eine Vertretung
für die vorsitzende Person“ ersetzt.

91. In § 87 Absatz 5 und 6 wird jeweils das
Wort „so“ gestrichen.

91. u n v e r ä n d e r t

92. Teil 9 wird Teil 7. 92. u n v e r ä n d e r t

93. § 88 wird wie folgt geändert: 93. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 1 Satzteil vor Nummer 1
wird wie folgt gefasst:

„Die Verwaltungsgerichte, im drit-
ten Rechtszug das Bundesverwal-
tungsgericht, entscheiden in den 
Fällen der §§ 25 und 28 dieses Ge-
setzes sowie des § 127 des Bun-
despersonalvertretungsgesetzes 
und über“. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wör-
ter „§ 67 Absatz 4 Satz 1 und 4
bis 6“ durch die Wörter „§ 67 Ab-
satz 4 Satz 1 und 3 bis 6“ ersetzt.

94. § 89 wird wie folgt geändert: 94. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach
dem Wort „Justiz“ die Wörter „und
für Demokratie, Europa und Gleich-
stellung“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Fachkammer und der 
Fachsenat bestehen aus Rich-
terinnen und Richtern, von de-
nen eine Person den Vorsitz 
innehat, und ehrenamtlichen 
Richterinnen und Richtern.“ 
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bb) In Satz 2 werden nach dem 
Wort „ehrenamtlichen“ die 
Wörter „Richterinnen und“ ein-
gefügt. 

cc) In Satz 3 Satzteil vor Num-
mer 1 werden nach dem Wort
„Justiz“ die Wörter „und für De-
mokratie, Europa und Gleich-
stellung“ eingefügt.

dd) In Satz 4 werden die Wörter
„ehrenamtlichen Richter“
durch die Wörter „ehrenamtli-
chen Richterinnen und Rich-
ter“ und die Wörter „ehrenamt-
liche Richter“ durch die Wörter
„ehrenamtliche Richterinnen
und Richter“ ersetzt.

c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Die Fachkammern und der Fach-
senat sind mit einer vorsitzenden 
Person, einer weiteren Richterin o-
der einem weiteren Richter und je 
einer ehrenamtlichen Richterin o-
der einem ehrenamtlichen Richter 
besetzt, die oder der nach Absatz 2 
Satz 3 Nummer 1 und 2 berufen 
wurde.“ 

95. Teil 10 wird Teil 8. 95. u n v e r ä n d e r t

96. § 90 wird wie folgt geändert: 96. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst:

„Dem Ausschuss gehört höchstens 
je eine Vertreterin oder ein Vertre-
ter der im Personalrat vertretenen 
Gruppen an, die oder der in ent-
sprechender Anwendung des § 33 
Absatz 1 gewählt wurde.“ 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „ei-
nem Beisitzer, der“ durch die Wör-
ter „einer Beisitzerin oder einem
Beisitzer, die oder der“ und die
Wörter „einem unparteiischen Vor-
sitzenden“ durch die Wörter „einer
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unparteiischen vorsitzenden Per-
son“ ersetzt. 

97. § 91 wird wie folgt geändert: 97. u n v e r ä n d e r t

a) In Nummer 1 werden die Wörter
„Der Dienststellenleiter“ durch die
Wörter „Die Dienststellenleitung“
ersetzt.

b) In Nummer 2 wird das Wort „Ver-
tretern“ durch das Wort „Vertretun-
gen“ ersetzt.

98. Teil 11 wird Teil 9. 98. u n v e r ä n d e r t

99. § 93 wird wie folgt gefasst: 99. u n v e r ä n d e r t

„§ 93 

Übergangsvorschrift

Die Amtszeit der am [einsetzen: 
Datum der Verkündung dieses Geset-
zes] bestehenden Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen sowie Bezirks-, 
Haupt- und Gesamt-Jugend- und Aus-
zubildendenvertretungen beträgt ab-
weichend von § 61 Absatz 3 Satz 1 drei 
Jahre.“ 

Artikel 2 Artikel 2 

Weitere Änderung des 
Sächsischen Personalvertre-

tungsgesetzes 

u n v e r ä n d e r t

Das Sächsische Personalvertretungs-
gesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Dem § 68 wird folgender Absatz 6 an-
gefügt:
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„(6) Bei der Auswahl für die Zulas-
sung zum Aufstieg nach § 80 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 beteiligt die Hoch-
schule der Sächsischen Polizei (FH) 
den dort gebildeten Polizei-Personalrat. 
§ 87 Absatz 2 gilt entsprechend.“

2. In § 80 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 wer-
den nach dem Wort „Laufbahn“ ein
Komma und die Wörter „Auswahl für die
Zulassung zum Aufstieg, Auswahl für
die Zulassung zur Qualifizierung nach
§ 27 Absatz 2 Satz 1 des Sächsischen
Beamtengesetzes“ eingefügt.

Artikel 3 Artikel 3 

Änderung des 
Sächsischen Personalvertre-

tungsgesetzes 
zum Jahr 2025 

Änderung des 
Sächsischen Personalvertre-

tungsgesetzes 
zum Jahr 2025 

Das Sächsische Personalvertretungs-
gesetz, das zuletzt durch Artikel 2 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

Das Sächsische Personalvertretungs-
gesetz, das zuletzt durch Artikel 2 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert:

a) Nach der Angabe zu § 65 wird fol-
gende Angabe eingefügt:

a) Nach der Angabe zu § 65 wird fol-
gende Angabe eingefügt:

„Abschnitt 2 

Referendariatsvertretungen“. 

„Abschnitt 2 

Referendariatsvertretungen in der  

Justiz“. 

b) Die Angabe zu § 66 wird wie folgt
gefasst:

b) u n v e r ä n d e r t

„§ 66 Referendariatsvertretungen“. 

c) Nach der Angabe zu § 66 werden
die folgenden Angaben eingefügt:

c) u n v e r ä n d e r t

„§ 66a Wahl und Geschäftsführung der Refe-
rendariatsvertretungen 
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§ 66b Rechtsstellung der Referendariatsver-
tretungen und ihrer Mitglieder 

§ 66c Weitere Vorschriften für Referendari-
atsvertretungen“. 

d) In der Angabe zu Teil 5 wird die bis-
herige Angabe zur Überschrift des
Abschnitts 2 durch folgende An-
gabe ersetzt:

d) u n v e r ä n d e r t

„Abschnitt 3 

Sonstige besondere Vertretungen“. 

2. Nach § 65 wird folgende Überschrift
eingefügt:

2. Nach § 65 wird folgende Überschrift
eingefügt:

„Abschnitt 2 „Abschnitt 2 

Referendariatsvertretungen“. Referendariatsvertretungen in der 
Justiz“. 

3. § 66 wird wie folgt gefasst: 3. u n v e r ä n d e r t

„§ 66 

Referendariatsvertretungen

(1) Für Rechtsreferendarinnen
und Rechtsreferendare werden Refe-
rendariatsvertretungen gebildet. 

(2) Referendariatsvertretungen
sind 

1. die Referendariatsräte bei den
Stammdienststellen der Referen-
darinnen und Referendare sowie

2. der Hauptreferendariatsrat beim
Oberlandesgericht Dresden.

(3) Rechtsreferendarinnen und
Rechtsreferendare sind nur für die Re-
ferendariatsvertretungen nach Maß-
gabe von § 66a Absatz 2 bis 4 wahlbe-
rechtigt und wählbar. 
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(4) Für die Referendariatsvertre-
tungen gelten die Vorschriften dieses 
Gesetzes über Personalvertretungen, 
mit Ausnahme der Vorschriften über be-
sondere Vertretungen, sinngemäß, so-
weit sich aus diesem Abschnitt nichts 
anderes ergibt.“ 

4. Nach § 66 werden die folgenden §§ 66a
bis 66c eingefügt:

4. u n v e r ä n d e r t

„§ 66a 

Wahl und Geschäftsführung der Refe-
rendariatsvertretungen 

(1) Die Amtszeit der Referendari-
atsvertretungen beträgt ein Jahr. Sie 
beginnt am 1. Mai eines Jahres und en-
det mit dem 30. April des nächsten Jah-
res. Die regelmäßigen Wahlen der Re-
ferendariatsräte finden jährlich in der 
Zeit vom 1. Februar bis zum 31. März 
statt. 

(2) Wahlberechtigt zum jeweiligen
Referendariatsrat sind alle Rechtsrefe-
rendarinnen und Rechtsreferendare bei 
ihrer Stammdienststelle. § 13 Absatz 1 
und 4 gilt entsprechend. 

(3) Wählbar zum jeweiligen Refe-
rendariatsrat sind alle Wahlberechtig-
ten, die am Wahltag noch mindestens 
vier Monate des Vorbereitungsdienstes 
zu absolvieren haben. § 14 Absatz 2 gilt 
entsprechend. 

(4) Der Hauptreferendariatsrat be-
steht aus Rechtsreferendarinnen und 
Rechtsreferendaren, die von den 
Stammdienststellen entsendet werden. 
Wahlberechtigt sind für ihre Stamm-
dienststelle die Mitglieder des jeweili-
gen Referendariatsrats. Wählbar sind 
Rechtsreferendarinnen und Rechtsre-
ferendare, die dem Referendariatsrat 
bei der Stammdienststelle als Mitglied 
oder Ersatzmitglied angehören; Ab-
satz 3 Satz 1 gilt entsprechend. Für je 
angefangene 100 Rechtsreferendarin-
nen und Rechtsreferendare bei der 
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Stammdienststelle wird ein Mitglied ge-
wählt. Scheidet ein Mitglied aus dem 
Hauptreferendariatsrat aus, wählt der 
Referendariatsrat bei der betroffenen 
Stammdienststelle ein neues Mitglied. 
§ 19 Absatz 4 Satz 2, die §§ 20 bis 24,
§ 25 Absatz 3, § 28 Absatz 2 sowie
§ 54 Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 bis 6
finden auf die Wahl des Hauptreferen-
dariatsrats keine Anwendung.

(5) Die Referendariatsvertretung
wählt aus ihrer Mitte eine vorsitzende 
Person und deren Stellvertretung. 
Diese bilden den Vorstand. 

(6) § 29 Absatz 1 Nummer 5 fin-
det auf die Referendariatsvertretungen 
mit der Maßgabe Anwendung, dass die 
Mitgliedschaft nicht dadurch erlischt, 
dass weniger als vier Monate des Vor-
bereitungsdienstes zu absolvieren sind. 

§ 66b

Rechtsstellung der Referendariatsver-
tretungen und ihrer Mitglieder 

(1) Jeder Referendariatsrat nimmt
die Aufgaben eines Personalrats ge-
genüber der jeweiligen Stammdienst-
stelle und der Landesdirektion Sachsen 
wahr, soweit ausschließlich Angelegen-
heiten der Rechtsreferendarinnen und 
Rechtsreferendare betroffen sind. In 
anderen Angelegenheiten hat er die 
Aufgaben einer Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung. 

(2) Die Mitbestimmung bei der Zu-
weisung zu den Stammdienststellen, 
Ausbildungsstellen und Arbeitsgemein-
schaften beschränkt sich auf die Auf-
stellung von Grundsätzen. § 80 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 findet keine 
Anwendung. 

(3) Im Anschluss an das Verfah-
ren nach § 79 Absatz 1 bis 3 können 
die Präsidentin oder der Präsident des 
Oberlandesgerichts oder der Hauptre-
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ferendariatsrat die Angelegenheit bin-
nen zwei Wochen dem Staatsministe-
rium der Justiz und für Demokratie, Eu-
ropa und Gleichstellung vorlegen, das 
abschließend entscheidet. 

(4) § 82 Absatz 1 Satz 1 gilt für
Personalangelegenheiten der Rechts-
referendarinnen und Rechtsreferen-
dare entsprechend. 

(5) Mitglieder der Referendariats-
vertretungen dürfen gegen ihren Willen 
einer Ausbildungsstelle außerhalb des 
Bezirks ihrer Stammdienststelle nur zu-
gewiesen werden, wenn dies auch un-
ter Berücksichtigung der Mitgliedschaft 
in der Referendariatsvertretung aus 
wichtigen dienstlichen Gründen unver-
meidbar ist. Im Übrigen soll bei der Zu-
weisung zu einer Ausbildungsstelle 
Rücksicht auf die Mitgliedschaft in der 
Referendariatsvertretung genommen 
werden. Dies gilt für Mitglieder des 
Wahlvorstands sowie Wahlbewerberin-
nen und Wahlbewerber entsprechend. 

§ 66c

Weitere Vorschriften für Referendari-
atsvertretungen 

(1) Abweichend von § 7 Absatz 1
können sich die Präsidentin oder der 
Präsident des Oberlandesgerichts so-
wie die Leiterinnen und Leiter der 
Stammdienststellen sowie der Landes-
direktion Sachsen auch von der Ausbil-
dungsleiterin oder dem Ausbildungslei-
ter vertreten lassen. 

(2) Arbeitsgemeinschaften, denen
kein Mitglied einer Referendariatsver-
tretung angehört, können jeweils eine 
Vertrauensperson bestimmen. Die Lei-
terin oder der Leiter der Stammdienst-
stelle und die Präsidentin oder der Prä-
sident des Oberlandesgerichts können 
die Vertrauenspersonen zu Bespre-
chungen mit der Referendariatsvertre-
tung hinzuziehen. 
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(3) § 27 Absatz 4 und 5 Satz 2,
§ 46 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3
bis 5, § 47, § 48 Absatz 1 und 3, § 49
Absatz 4, § 50 Absatz 1, § 51 Absatz 2,
§ 79 Absatz 4 und 5 sowie § 85 finden
keine Anwendung.“

5. In Teil 5 wird die Überschrift des bishe-
rigen Abschnitts 2 durch folgende Über-
schrift ersetzt:

5. u n v e r ä n d e r t

„Abschnitt 3 

Sonstige besondere Vertretungen“. 

Artikel 4 Artikel 4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Artikel 1 tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Per-
sonalratswahlgesetz 2021 vom 3. Februar 
2021 (SächsGVBl. S. 210) außer Kraft. 

(1) Artikel 1 tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Per-
sonalratswahlgesetz 2021 vom 3. Februar 
2021 (SächsGVBl. S. 210) außer Kraft. 

(2) Artikel 2 tritt am [einsetzen: Datum
des ersten Tages des sechsten auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats] in 
Kraft. 

(2) Artikel 2 tritt am [einsetzen: Datum
des ersten Tages des sechsten auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats] in 
Kraft. 

(3) Artikel 3 tritt am 1. Januar 2025 in
Kraft. 

(3) Artikel 3 tritt am 1. Januar 2025 in
Kraft. 
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Bericht des Ausschusses für Inneres und Sport  

I. Beratungsverfahren

Der Gesetzentwurf der Staatsregierung, „Fünftes Gesetz zur Änderung des Sächsi-
schen Personalvertretungsgesetzes“, Drs 7/15138, wurde am 12. Dezember 2023 an 
den Ausschuss für Inneres und Sport (IA) zur weiteren geschäftsordnungsmäßigen 
Bearbeitung überwiesen.  

Der IA hat in seiner 44. Sitzung am 18. Januar 2024 eine Anhörung beschlossen und 
diese am 7. März 2024 in seiner 45. Sitzung durchgeführt. Das stenografische Wort-
protokoll liegt vor. In seiner 51. Sitzung am 30. Mai 2024 hat der IA die Drucksache 
abschließend beraten. Dabei liegen die juristische Vorprüfung der Landtagsverwaltung 
und drei Änderungsanträge der Fraktion DIE LINKE vom 13. Mai 2024 (Anlagen 1 bis 
3) sowie der Änderungsantrag der Fraktionen CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD vom 27. Mai 2024 (Anlage 4) vor. Zum Berichterstatter gegenüber dem Plenum
wurde vom Ausschuss der Abgeordnete Albrecht Pallas bestimmt.

II. Beratungsverlauf und -ergebnisse

Zur ersten Beratung brachte der Staatsminister des Innern den Gesetzentwurf ein. Er 
hob Schwerpunkte des Änderungsvorhabens, das sich aus dem Koalitionsvertrag er-
gebe, hervor: Ermöglichung der Nutzung moderner Kommunikationstechnologien, 
Stärkung der Mitbestimmung (speziell bei den Themen mobiles Arbeiten und dessen 
Ausgestaltung sowie Auswahl von Beschäftigten für den Aufstieg bzw. Qualifizierung), 
Einführung eines Referendariatsrats sowie datenschutzrechtliche Anpassungen.  

In der abschließenden Beratung brachte ein Abgeordneter der SPD-Fraktion den Än-
derungsantrag der Koalitionsfraktionen ein. Basierend auf Anregungen aus der Anhö-
rung korrigiere man dort beispielsweise das Versehen, dass laut Gesetzentwurf die 
Jugend- und Auszubildenden-Vertretungen nicht mehr in den Gremien der Personal-
räte hätten teilnehmen können. Die weiteren Änderungen beträfen rechtsförmliche An-
merkungen.  

Er bewertete schließlich das Ergebnis aus Sicht der SPD-Fraktion. Es habe seitens 
der Gewerkschaften und Personalvertretungen in Sachsen hohe Erwartungen an die 
Gesetzesnovelle gegeben. Dies sei auch in der Anhörung der Staatsregierung sowie 
in der Anhörung des Landtags deutlich geworden. An den Erwartungen habe sich die 
Novelle auch seit ihrer Entwicklung aus einem Referentenentwurf orientiert. Er führte 
positive Neuerungen auf, wie die Berücksichtigung moderner Informations- und Kom-
munikationstechnologien, die Stärkung der Mitbestimmung in den Bereichen mobile 
Arbeit und Tele-Arbeit, die Stärkung des Selbstorganisationsrechts der Personalver-
tretungen u. v. m. Man werde damit den seitens der Koalition formulierten Ansprüchen 
gerecht. Aus Sicht der SPD hätten die Verbesserungen noch weitgehender sein kön-
nen. Beispielhaft nannte er Mitbestimmungsdefizite im Bildungssystem und an den 
Sächsischen Hochschulen, bei der Einstellung und Abordnung von Lehrkräften, bei 
der Streichung des Antragserfordernisses für studentische, wissenschaftliche und 
künstlerische Hilfskräfte und Mitarbeiter, bei der Frage eines aktiven Wahlrechts ab 
dem ersten Tag der Tätigkeit als Hilfskraft an Hochschulen oder den Kompromissvor-
schlag bezüglich der Vorschläge nach studentischen Personalräten, das Thüringer 
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Modell mit Vertrauensgremien für studentische Hilfskräfte anzuwenden. Diese Weiter-
entwicklung werde dann in der 8. Legislatur eine Rolle spielen. Er schloss, aus Sicht 
der SPD sei man mit der Novelle dennoch bezüglich Fragen der Mitbestimmung in der 
Verwaltung, der Demokratie innerhalb der Verwaltung auf der Höhe der Zeit. Dies liege 
nicht zuletzt daran, dass es den SPD-Mitgliedern im Kabinett im Rahmen des regie-
rungsseitigen Gesetzgebungsverfahrens gelungen sei, wesentliche Forderungen der 
Gewerkschaften aus der Verbändeanhörung in den Kabinettsentwurf aufzunehmen. 

Ein Vertreter der Fraktion DIE LINKE meinte daran anknüpfend, aus Sicht seiner Frak-
tion sei den Ansprüchen nicht ausreichend Genüge getan worden mit diesem Gesetz-
entwurf. Dementsprechend habe man eigene Änderungsanträge vorgelegt: Ange-
sichts der Besonderheiten der Beschäftigungsverhältnisse studentischer Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter wolle man diesen mit einem neuen §67a eine Personalvertretung 
eigener Art ermöglichen. Ihre Anzahl im Freistaat Sachsen sei schließlich auch keine 
zu vernachlässigende Größe. Zweitens beantrage seine Fraktion, den Begriff „Rasse“ 
im Text des SächsPersVG gegen den Begriff „rassistische Diskriminierung“ auszutau-
schen. Mit dem dritten Änderungsvorschlag sollten ferner die Rechte von Mitarbeitern 
mit Zeitverträgen durch die zwingende Beteiligung von Personalvertretungen an deren 
Angelegenheiten gestärkt werden. Er warb um Zustimmung.  

Ein Abgeordneter der CDU-Fraktion ergänzte, dass man bei dieser Novelle auch jene 
im Blick habe, die die Änderungen schlussendlich umsetzen müssten. Speziell die Ver-
treter der kommunalen Familie mit ihrem sehr großen Personalkörper hätten in der 
Anhörung ihre Herausforderungen deutlich gemacht. Mit dem Entwurf würden sowohl 
Verbesserungen für die Personalvertretungen erreicht als auch andere Interessen mit 
berücksichtigt. Die aus der Fraktion DIE LINKE vorgeschlagenen Änderungen habe 
man lange diskutiert und sei als CDU-Fraktion zu dem Ergebnis gekommen, dass sie 
nicht geeignet seien, hier aufgenommen zu werden. Aus seiner Sicht stelle der Ge-
setzentwurf mit dem Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen einen Kompromiss dar. 

Der Vorsitzende brachte nach Abschluss der Aussprache die Änderungsanträge 
1 bis 3 der Fraktion DIE LINKE im Block zur Abstimmung.  

Diese wurden vom Ausschuss mit einem Votum von 2 : 16 : 0 Stimmen abgelehnt.  

Anschließend brachte der Vorsitzende den Änderungsantrag der Fraktionen CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD zur Abstimmung.  

Dieser wurde vom Ausschuss mit einem Votum von 13 : 0 : 5 Stimmen angenommen.  

Im Anschluss brachte der Vorsitzende den Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ab-
stimmung.  

Dieser wurde in seiner geänderten Fassung vom Ausschuss mit einem Votum von 
16 : 2 : 0 Stimmen angenommen. 
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Damit empfiehlt der Ausschuss für Inneres und Sport dem Landtag die Annahme des 
Gesetzentwurfs der Staatsregierung, „Fünftes Gesetz zur Änderung des Sächsischen 
Personalvertretungsgesetzes“, Drucksache 7/15138, in der vom Ausschuss beschlos-
senen Fassung. 

gez. Ronald Pohle gez. Albrecht Pallas 
Ausschussvorsitzender Berichterstatter

Anlagen 
Anlage 1 bis 3- Änderungsanträge DIE LINKE 
Anlage 4 – Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen 
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Sächsischer Landtag 
7. Wahlperiode

zu Drs 7/15138 

Änderungsantrag 

der Fraktion Die Linke 

zu Drs 7/15138, Gesetzentwurf der Staatsregierung mit dem Titel: 

„Fünftes Gesetz zur Änderung des Sächsischen Personalvertretungsgesetzes“ 

Dresden, den 13.05.2024        - b. w. -

Kerstin Köditz, MdL 
Obfrau 

Der Ausschuss für Inneres und Sport möge beschließen,  
dem Landtag zu empfehlen, den Gesetzentwurf mit den folgenden Änderungen anzunehmen: 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 1 wird nach Buchstaben l) folgender Buchstabe la) eingefügt

„la) Nach der Angabe zu § 67 wird die folgende Angabe eingefügt:

‚§ 67a Hochschulen, Berufsakademien, Personalrat für studentische Beschäftigte.‘ “ 

2. Nach Nummer 74 folgende Nummer 74a eingefügt:

„74a. Nach § 67 wird der folgende § 67a eingefügt:

‚§ 67a Hochschulen, Berufsakademien, Personalrat für studentische Beschäftigte  

(1) Für die wissenschaftlichen und künstlerischen Hilfskräften sowie die studentischen
Hilfskräfte im Sinne des § 58 Absatz 1 des Sächsischen Hochschulgesetzes vom 31. Mai 2023
(SächsGVBl. S. 329), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 31. Januar 2024
(SächsGVBl. S. 83) geändert worden ist, und für die studentischen Hilfskräfte im Sinne des
§ 16 Absatz 1 Satz 3 des Sächsischen Berufsakademiegesetzes vom 9. Juni 2017
(SächsGVBl. S. 306), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 31. Mai 2023 (SächsGVBl.
S. 329) geändert worden ist, wird an den Hochschulen und an den Berufsakademien ein
besonderer Personalrat für studentische Beschäftigte gebildet. Wahlberechtigt sind alle
Beschäftigten der Hochschule, die am Wahltag in einem Beschäftigungsverhältnis nach Satz
1 stehen. Wählbar sind abweichend von § 14 Absatz 1 alle Wahlberechtigten, die am Tag des
Erlasses des Wahlausschreibens in einem Beschäftigungsverhältnis nach Satz 1 stehen.

Anlage 1
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Ein Wahlrecht zu den nach den allgemeinen Vorschriften zu bildenden Personalvertretungen 
besteht nicht. 

(2) Der Personalrat für studentische Beschäftigte besteht in Dienststellen mit
5 bis 40 Wahlberechtigten  aus einer Person, 
41 bis 100 Wahlberechtigten  aus drei Mitgliedern, 
101 bis 300 Wahlberechtigten   aus fünf Mitgliedern, 
301 bis 600 Wahlberechtigten   aus sieben Mitgliedern, 
601 bis 1.200 Wahlberechtigten   aus neun Mitgliedern, 
1.201 bis 2.000 Wahlberechtigten  aus elf Mitgliedern. 
Die Zahl der Mitglieder erhöht sich in Dienststellen ab 2.001 Wahlberechtigten um jeweils zwei 
je angefangene 1.400 Wahlberechtigte bis zur Höchstzahl von 21 Mitgliedern. 

(3) Die regelmäßige Amtszeit des Personalrates für studentische Beschäftigte beträgt ein Jahr.
Die regelmäßigen Wahlen finden parallel zu den Wahlen der studentischen Vertreterinnen und
Vertreter in den Gremien der akademischen Selbstverwaltung statt. Die Amtszeit endet
spätestens im nächsten Monat nach Wahl des jeweiligen Folgejahres. Im Übrigen finden die
Vorschriften über die Wahl und Amtszeit des Personalrates entsprechend Anwendung.

(4) Bei dem für die Hochschulen und die Berufsakademien zuständigen Staatsministerium wird
für die in Absatz 1 Satz 1 genannten studentischen Beschäftigten eine besondere Stufenver-
tretung gemäß § 54 gebildet. Die Stufenvertretung für studentische Beschäftigte besteht aus
fünf Mitgliedern. Im Übrigen finden die Vorschriften für die Wahl und Amtszeit der Stufenver-
tretungen entsprechend Anwendung.

(5) Bei dem für die Hochschulen und Berufsakademien zuständigen Staatsministerium wird für
die in Absatz 1 Satz 1 genannten Beschäftigten eine besondere Einigungsstelle gebildet. Die
nach Absatz 4 gebildete Stufenvertretung nimmt insoweit die Befugnisse nach § 85 wahr.

(6) Für die Mitglieder von Personalvertretungen nach den Absätzen 1 und 4, deren Arbeits-
verhältnisse befristet sind, bleiben die Arbeitsverhältnisse unbeschadet der vereinbarten
Befristung für die Dauer bestehen, für die ein Kündigungsschutz in einem unbefristeten
Arbeitsverhältnis bestanden hätte, längstens jedoch bis zum Ablauf der Amtszeit der
Personalvertretung.‘ “

Begründung 
In der Öffentlichen Sachverständigenanhörung des Gesetzentwurfes der Staatsregierung für 
ein „Fünftes Gesetz zur Änderung des Sächsischen Personalvertretungsgesetzes“ durch den 
Ausschuss für Inneres und Sport am 7. März 2024 wurde durch mehrere Sachverständige 
angeregt, eine selbständige Personalvertretungsstruktur für die studentischen Beschäftigten 
an Hochschulen zu schaffen. Zum einen handelt es sich bei den studentischen Beschäftigten 
um eine spezielle Gruppe von Arbeitnehmer*innen. Diese ist gekennzeichnet durch oftmals 
kurze Befristungen sowie einem besonderen Näheverhältnis zum unmittelbaren Vorgesetzten. 
Diese Doppeleigenschaft als Student*in und Arbeitnehmer*in geht mit besonderen Bedürfnis-
sen und auch Befähigungen einher, die am besten ein spezielles Personalvertretungsgremium 
wahrnehmen kann.  
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Hinzu kommt, dass es zu einer nicht unerheblichen Arbeitsentlastung für den regulären 
Personalrat kommen kann, wenn die studentischen Beschäftigten eine eigene Personal-
vertretung bilden können, wie dies der vorliegende Änderungsantrag vorsieht. 



Sächsischer Landtag 
7. Wahlperiode 

 
zu Drs 7/15138 

 

Änderungsantrag 
 
 

der Fraktion Die Linke 
 
 

zu Drs 7/15138, Gesetzentwurf der Staatsregierung mit dem Titel: 

„Fünftes Gesetz zur Änderung des Sächsischen Personalvertretungsgesetzes“  
 

Dresden, den 13.05.2024                                                                        
 
 
 
 
 

Kerstin Köditz, MdL 
Obfrau 
 

Der Ausschuss für Inneres und Sport möge beschließen,  
dem Landtag zu empfehlen, den Gesetzentwurf mit den folgenden Änderungen anzunehmen: 

Im Artikel 1 wird nach Nummer 79 folgende Nummer 79a eingefügt: 

„79a. § 72 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

,Dienststelle und Personalvertretung haben dafür zu sorgen, dass alle Angehörigen der 
Dienststelle nach Recht und Billigkeit behandelt werden, insbesondere, dass jede 
unterschiedliche Behandlung von Personen wegen ihres Geschlechts, ihrer sexuellen 
Identität, ihrer Abstammung, Religion, Weltanschauung, ihres Alters, ihrer Nationalität, 
Herkunft, politischen oder gewerkschaftlichen Betätigung oder Einstellung oder aufgrund 
rassistischer Diskriminierung unterbleibt.‘ “  

 

Begründung 

Die Verwendung des Begriffs „Rasse“ im Normtext des Sächsischen Personalvertretungs-
gesetz ist weder notwendig noch sinnvoll. Das Europäische Parlament hat bereits empfohlen, 
den Begriff nicht mehr in Dokumenten und Rechtstexten der EU zu gebrauchen. Einige Staaten 
haben in ihrem nationalen Recht schon Abstand von ihm genommen. Der Begriff „Rasse“ ist 
schließlich keiner vernünftigen Interpretation zugänglich und daher durch die Formulierung 
„aufgrund rassistischer Diskriminierung“ zu ersetzen. 

Anlage 2



Sächsischer Landtag 
7. Wahlperiode 

 
 

zu Drs 7/15138 
 

Änderungsantrag 
 
 

der Fraktion Die Linke 
 
 

zu Drs 7/15138, Gesetzentwurf der Staatsregierung mit dem Titel: 

„Fünftes Gesetz zur Änderung des Sächsischen Personalvertretungsgesetzes“  
 

Dresden, den 13.05.2024                                                                       - b.w. -  
 
 
 
 
 
Kerstin Köditz, MdL 
Obfrau 
 

Der Ausschuss für Inneres und Sport möge beschließen,  
dem Landtag zu empfehlen, den Gesetzentwurf mit den folgenden Änderungen anzunehmen: 

Artikel 1 Nummer 88 Buchstabe a) wird wie folgt gefasst: 

„a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird gestrichen. 

bb) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden die Sätze 1 bis 3. 

cc) Der nunmehrige Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

‚§ 80 Absatz 1 gilt nicht für Beamtenstellen sowie Beamtinnen und Beamte von der 
Besoldungsgruppe A 16 an aufwärts, für entsprechende Arbeitnehmerstellen sowie 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie für Landrätinnen, Landräte, Bürger-
meisterinnen, Bürgermeister, Beigeordnete und leitende Beschäftigte von Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts.‘ 

dd) Im nunmehrigen Satz 2 wird das Wort ‚Abteilungsleiter‘ durch die Wörter             
‚Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleiter‘ ersetzt. 

ee) Im nunmehrigen Satz 3 wird das Wort ‚Schulleiter‘ durch die Wörter ‚Schulleiter-
innen und Schulleiter‘ ersetzt.“ 
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Begründung 

Im Zuge der Öffentlichen der Sachverständigen des Gesetzentwurfes der Staatsregierung für 
ein „Fünftes Gesetz zur Änderung des Sächsischen Personalvertretungsgesetzes durch den 
Ausschuss für Inneres und Sport am 7. März 2024 regte der Sachverständige Burkhard 
Naumann die Streichung des § 82 Absatz 1 Satz 1 des Sächsischen Personalvertretungs-
gesetzes an.  

Bei der Einstellung von wissenschaftlichen Mitarbeiter*innen gibt es nur auf Antrag eine 
Personalratsbeteiligung. Diese Beschäftigtengruppe ist zu über 90 % befristet eingestellt. 
Gerade in diesem Bereich gibt es daher eine große Abhängigkeit vom Arbeitgeber, weshalb 
eine freie Entscheidung hinsichtlich einer Beteiligung am Personalrat in der Praxis eher 
eingeschränkt ist. Zudem führt das Antragserfordernis zu mehr Bürokratie, da geprüft werden 
muss, ob die einzelne Person eine Personalratsbeteiligung wünscht oder nicht.  

Das ist nach Auffassung der Fraktion Die Linke nicht mehr zeitgemäß und auch nicht sachlich 
begründbar, weshalb diese Regelung des Satzes 1 mit dem vorgelegten Änderungsantrag 
ersatzlos gestrichen werden soll. 
 



Ronny Wähner, MdL 
und Fraktion 

Dresden, den 

Valentin Lippmann, MdL 
und Fraktion 

Albrecht Pallas, MdL 
und Fraktion 

Sächsischer Landtag 

7. Wahlperiode

zu Drs 7/15138 

Änderungsantrag 

der  Fraktionen CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD 

zu  Drs 7/15138 

Thema: Fünftes Gesetz zur Änderung des Sächsischen 
Personalvertretungsgesetzes 

Der Ausschuss für Inneres und Sport möge beschließen, dem Landtag die Annahme des 
Gesetzentwurfs mit folgenden Änderungen zu empfehlen: 

I. Artikel 1 wird wie folgt geändert:

1. Nummer 3 wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe d wird aufgehoben.

b) Buchstabe e Doppelbuchstabe bb wird wie folgt gefasst:

,bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

„4. Professorinnen, Professoren, Juniorprofessorinnen, Juniorprofessoren, 
Lehrbeauftragte, Gastprofessorinnen, Gastprofessoren,
Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren an Hochschulen,“.‘ 

2. In Nummer 8 wird nach § 9 Absatz 3 Satz 1 folgender Satz eingefügt:

„Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung nach Artikel 33 der
Verfassung des Freistaates Sachsen wird insoweit eingeschränkt.“

3. Nummer 22 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

,b) In Satz 1 wird das Wort „so“ gestrichen und werden die Wörter „der
Dienststellenleiter“ durch die Wörter „die Dienststellenleitung“ ersetzt.‘ 
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4. Nummer 43 wird wie folgt geändert: 
 
a) Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 
 

,a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„Eine Vertreterin oder ein Vertreter der Jugend- und Auszubildendenvertretung, 
die oder der von dieser benannt wird, und die Schwerbehindertenvertretung 
können an allen Sitzungen des Personalrats beratend teilnehmen.“ ‘ 

 
b) Buchstabe b wird wie folgt gefasst:  
 

,b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„Der oder dem Gleichstellungsbeauftragten ist bei der Behandlung von 
Angelegenheiten, die seine Aufgaben und Beteiligungsrechte nach den §§ 19 
und 20 des Sächsischen Gleichstellungsgesetzes vom 19. Oktober 2023 
(SächsGVBl. S. 850) in der jeweils geltenden Fassung betreffen, Gelegenheit 
zur Teilnahme zu geben.“ ‘ 

 
5. Nummer 44 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa wird wie folgt gefasst: 

 
,aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„Haben die Dienststellenleitung, Mitglieder der Jugend- und 
Auszubildendenvertretung, die Schwerbehindertenvertretung, die oder der 
Gleichstellungsbeauftragte oder Beauftragte von Gewerkschaften an der Sitzung 
teilgenommen, so ist ihnen der entsprechende Teil der Niederschrift abschriftlich 
zuzuleiten.“ ‘ 

 
6. Nummer 45 wird wie folgt gefasst: 

 
,45. § 43 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
„In den Fällen des § 43a Absatz 1 und 2 sowie § 79 Absatz 8 Satz 2, auch in Verbindung 
mit § 76 Absatz 6, ist die Geschäftsordnung einstimmig zu beschließen.“ ‘ 
 

7. Nummer 67 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 
 
,a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung besteht in Dienststellen mit einer 
Anzahl wahlberechtigter Beschäftigten von in der Regel 
1. fünf bis 20 aus einer oder einem, 
2. 21 bis 50 aus drei, 
3. 51 bis 150 aus fünf, 
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4. 151 bis 300 aus sieben, 
5. mehr als 300 aus neun 

Jugend- und Auszubildendenvertreterinnen sowie -vertretern.“ ‘ 

 
8. In Nummer 86 Buchstabe a wird Absatz 1 Nummer 17 wie folgt gefasst: 

 
„17. Erstellung des Gleichstellungsplans nach den §§ 23 bis 25 des Sächsischen 

Gleichstellungsgesetzes;“ 
 

9. Nummer 87 Buchstabe b Doppelbuchstabe gg wird aufgehoben. 
 

II. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 
 

1. Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

,a) Nach der Angabe zu § 65 wird folgende Angabe eingefügt: 

„Abschnitt 2 

Referendariatsvertretungen in der Justiz“. ‘ 

2. Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 
 
,2. Nach § 65 wird folgende Überschrift eingefügt: 
 

„Abschnitt 2 

Referendariatsvertretungen in der Justiz“. ‘ 
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Begründung: 

 

Zu Ziffer I 

Zu Nummer 1 

Es handelt sich um Änderungen im Zuge der Rechtsförmlichkeit. 

Buchstabe a 

Aufzuheben, da sonst vorherige Änderung des Sächsischen Personalvertretungsgesetzes 
durch Artikel 5 des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Berufsakademie Sachsen zur Dualen 
Hochschule Sachsen (Drs 7/14856) ungewollt rückgängig gemacht würde 

Buchstabe b 

Neuzufassen, da sonst vorherige Änderung des Sächsischen Personalvertretungsgesetzes 
durch Artikel 5 des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Berufsakademie Sachsen zur Dualen 
Hochschule Sachsen (Drs 7/14856) ungewollt rückgängig gemacht würde 

 

Zu Nummer 2 

Änderung aufgrund der Anpassung im Zuge der Rechtsförmlichkeit; es wird dem Zitiergebot 
gemäß Artikel 37 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen dadurch Rechnung 
getragen, dass § 9 Absatz 3 ergänzt und nach Satz 1 ein entsprechender Satz eingefügt wird 

 

Zu Nummer 3 

Es handelt sich um Änderungen im Zuge der Rechtsförmlichkeit. 

 

Zu Nummer 4 

Buchstabe a 

Die Änderung dienst der Beibehaltung des Stimmrechts der Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen in ihren Angelegenheiten in den Ausschüssen des Personalrats.  

 

Buchstabe b 

Es handelt sich um Änderungen im Zuge der Rechtsförmlichkeit. 

Dem Gesetzentwurf wurde nicht die letzte Änderung des Sächsischen 
Personalvertretungsgesetzes durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Oktober 2023 
(SächsGVBl. S. 850) zugrunde gelegt. Um ungewolltes Rückgängigmachen von dortigen 
Änderungen zu verhindern, ist die Regelung vom Wortlaut des außer Kraft getretenen 
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Sächsischen Frauenförderungsgesetzes zum Wortlaut des Sächsischen 
Gleichstellungsgesetzes anzupassen (Gleichstellungs- statt Frauenbeauftragte) 

 

Zu Nummer 5 

Es handelt sich um Änderungen im Zuge der Rechtsförmlichkeit. 

Dem Gesetzentwurf wurde nicht die letzte Änderung des Sächsischen 
Personalvertretungsgesetzes durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Oktober 2023 
(SächsGVBl. S. 850) zugrunde gelegt. Um ungewolltes Rückgängigmachen von dortigen 
Änderungen zu verhindern, ist die Regelung vom Wortlaut des außer Kraft getretenen 
Sächsischen Frauenförderungsgesetzes zum Wortlaut des Sächsischen 
Gleichstellungsgesetzes anzupassen (Gleichstellungs- statt Frauenbeauftragte) 

 

Zu Nummer 6 

Es handelt sich um Änderungen im Zuge der Rechtsförmlichkeit. 

Der in § 43 Satz 2 verwiesene § 43a Absatz 3 Satz 2 wird in Nummer 46 Buchstabe b des 
Gesetzentwurfs aufgehoben. Der Verweis geht damit fehl und wird durch die geänderte 
Angabe korrigiert. 

 

Zu Nummer 7 

Es handelt sich um Änderungen im Zuge der Rechtsförmlichkeit. 

 

Zu Nummer 8 

Es handelt sich um Änderungen im Zuge der Rechtsförmlichkeit. 

Dem Gesetzentwurf wurde nicht die letzte Änderung des Sächsischen 
Personalvertretungsgesetzes durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Oktober 2023 
(SächsGVBl. S. 850) zugrunde gelegt. Um ungewolltes Rückgängigmachen von dortigen 
Änderungen zu verhindern, ist die Regelung in Nummer 17 vom Wortlaut des und der Verweis 
auf das außer Kraft getretenen Sächsischen Frauenförderungsgesetzes zum Wortlaut des 
Sächsischen Gleichstellungsgesetzes anzupassen 

 

Zu Nummer 9 

Es handelt sich um Änderungen im Zuge der Rechtsförmlichkeit. 

Da der Nummer 13 im Normtext keine weitere Nummer angefügt wird, ist Doppelbuchstabe 
gg, der die Einfügung eines Semikolons anordnet, aufzuheben. 
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Zu Ziffer II 

Zu Nummer 1 und Nummer 2 

Es handelt sich um eine Konkretisierung der Bezeichnung der Referendariatsvertretungen. 


	BEB_zu Drs 7_15138.pdf
	Anlage 1 - ÄA DIE LINKE 01.pdf
	Anlage 2 - ÄA DIE LINKE 02.pdf
	Anlage 3 - ÄA DIE LINKE 03.pdf
	Anlage 4 - ÄA KOA.pdf

		2024-06-07T13:41:08+0200




